
dieser kulturellen Vorlieben für Amerikanismen
und einer kritischen Haltung gegenüber der ameri-
kanischen Außenpolitik lassen es nicht zu. die poli-
tische Distanz der Grün-Alternativen gegenüber
den USA einfach als Antiamerikanismus zu charak-
terisieren. Ironischerweise hat die schon in den
fünfziger Jahren unruhige Jugend ihre Vorliebe für
Amerikanismen gegen die Anwälte kultureller Re-
stauration durchgesetzt, die sich — damals nicht
anders als heute — als Freunde der USA ausgaben.
Die zitierte Meinungsumfrage zeigt auch: Der Anti-
amerikanismus als Kehrseite der konservativen
Sorge um nationale Werte hat heute auch bei CDU-
Anhängern keine Basis mehr.

Zuverlässiger als Meinungsumfragen indiziert die
kulturelle Alltagspraxis das Verhältnis des breite-
ren Publikums zur amerikanischen Massenkultur.
Hier versucht man. es sich wohlsein zu lassen bei
amerikanischen Fernsehserien. Musik. Freizeit-
mode. Hamburgern. Coca-Cola und anderen Er-
rungenschaften. die für die amerikanische Lebens-
art stehen. Daß sich so viele Menschen in Deutsch-
land — wie übrigens auch in zahlreichen anderen
Ländern — von diesem Lebensstil angezogen füh-
len. hat vielfältige Ursachen. Eine davon wird deut-
lich. wenn man fragt, welche Umgangsformen
durch die amerikanische Massenkultur abgelöst
werden. Vergleicht man den Aufenthalt in einer
Verkaufsstelle für Hamburger und in einem Re-
staurant älteren Typs, dann gewinnt man eine Idee
davon. Beim Verzehr von Hamburgern sind keiner-
lei Normen einer ständischen Lebensführung zu
beachten. Die Frage, wie man sich benimmt, und
damit die Sorge, daß der öffentliche Auftritt miß-
lingen könnte, brauchen deswegen hier niemanden
zu beunruhigen. Hier spürt jedermann, daß er aus-
schließlich nach Maßgabe seiner Kaufkraft bedient
wird, und daß Preis und Gegenleistung, die Auf-
merksamkeit der Bedienung eingeschlossen, aus-
schließlich dem Tauschprinzip folgen. Die Verhält-

nisse sind zwar hoch standardisiert, aber egalitär.
Niemand wird ständisch diskriminiert, und jeder-
mann wird wegen seiner Kaufkraft ernst genom-
men. Das vom Profitinteresse motivierte Bemühen,
es dem Kunden recht zu machen, gleichviel welcher
sozialen Kategorie er zugehörig ist. wird offenkun-
dig als attraktiv empfunden. Das zeigt sich nicht
zuletzt an der besonderen Vorliebe, mit der Kinder
sich hier bedienen lassen. Sie, die andernorts in
Deutschland noch immer nicht recht ernst genom-
men werden, spüren sehr gut, daß sie in den Ham-
burger-Ketten zählen und den Erwachsenen gleich-
gestellt sind.

Der Schnellimbiß taugt als Beispiel, um noch eine
andere Seite des wirtschaftlichen Fortschritts der
USA hervorzuheben. Das ökonomische Tausch-
prinzip hat mit den Normen ständischer Lebensfüh-
rung und Abhängigkeiten gebrochen. Aber da-
durch ist der Weg nicht nur frei geworden für indi-
viduelle Selbständigkeit, sondern auch für die Aus-
bildung privatwirtschaftlicher und staatlicher Groß-
organisationen. Sie nehmen immer mehr Lebensbe-
reiche in ihren bürokratischen Griff. Die Hambur-
ger-Ketten stehen an der Spitze dieses Fortschritts:
Die Herstellung der Hamburger folgt zentralisierter
Kontrolle, das Produkt ist standardisiert, ebenso
wie die Art des Verzehrs und das Bedürfnis, das es
erzeugt. Die Fremdbestimmung von Arbeit und
Konsum, die hier so sinnfällig werden, ist weltweit,
auch wenn sie im öffentlichen Bewußtsein allein für
die amerikanische Lebensart steht.

So scheinen uns die Amerikaner aufdem Weg in die
kommerzialisierte Massengesellschaft atomisierter
Individuen ein paar Schritte voraus zu sein: Mehr
als andernorts, so glauben wir. sind hier soziale Bin-
dungen und Solidarität individualistischer Entwur-
zelung zum Opfer gefallen. Der Sinn für höhere
Werte, so scheint es. ist hier besonders radikal der
engherzigen Kalkulation von Vor- und Nachteilen
geopfert, die Kultivierung der Sinne hat ihre



Grundlagen verloren im flachen Massenkonsum.
Amerikaner gelten uns als technizistische Drauf-
gänger und hemmungslose Konsumfetischisten,
die. weil sie den Sinn für Tradition verloren haben,
bedenkenlos auf alles Neue setzten, wenn es nur
effizienter und profitreicher ist als das Alte oder
den oberflächlichsten Genüssen dient. Die ameri-
kanischen Verhältnisse gelten in all diesen Hinsich-
ten als die fortgeschrittensten.

Das Bild des amerikanischen Vorreiters auf dem 
Weg bürgerlicher Selbstzerstörung kann sich darauf
berufen, daß sich das privatwirtschaftlich organi-
sierte Wirtschaftssystem in den USA früher durch-
setzen konnte als in Deutschland und dabei auf viel
weniger Widerstände stieß. Mit den vorbürgerli-
chen Herrschaftsverhältnissen hatten die ersten
Siedler innerlich und äußerlich radikal gebrochen.
Sie waren von der Utopie einer bürgerlichen Ge-
sellschaft beseelt, in der jeder sein Glück machen
könne. Mißtrauen gegenüber staatlicher Macht und
Vertrauen in die Kräfte des Individuums wurden
zur politischen Tugend, und der freie Markt schien
beiden bestens zu entsprechen3).

3) Vgl. A. M. Tocqueville. Democracy in America. New
York 1945.
4) Vgl. M. Weber. Wirtschaft und Gesellschaft. Tübingen
1972.

Das in Deutschland so verbreitete kulturkritische
Bild der USA enthält nicht nur plausible Elemente,
sondern auch solche, die der Realität gänzlich un-
angemessen sind. Denn die Entwicklung der west-
lichen Gesellschaften folgt einem anderen Pfad als
dem. auf dem wir die Vereinigten Staaten als Vor-
reiter zu erkennen glauben. Die beklagten Phäno-
mene westlicher Kulturdestruktion sind an erster
Stelle nämlich nicht bedingt durch die Ausweitung
des Tauschprinzips als gesellschaftlicher Organisa-
tionsform. sondern durch die Bürokratisierung der
Lebensverhältnisse.

Das marktwirtschaftliche System freier Verträge
zwingt die Tauschpartner zur wechselseitigen Aner-
kennung ihrer Bedürfnisse und Interessen und
wurde deswegen, zusammen mit der demokrati-
schen Öffentlichkeit und der bürgerlichen Familie 
zur Grundlage individueller Autonomie. An den
Tauschverhältnissen hat man zu Recht kritisiert,
daß sie die Individuen in ein Verhältnis bringen, in
dem sie sich wechselseitig zur Ware werden, sich
also wie Sachen behandeln. Die Versachlichung der
sozialen Beziehungen, die mit dem Tauschprinzip
institutionalisiert ist. wird aber übertroffen von der-
jenigen. die die Bürokratien erzwingen4). In der
Kultur des Tauschens und des Gewinnes ist es legi-
tim. daß die Beteiligten ihre Interessen anmelden,
auch wenn diese Interessen entfremdete sind. In
der bürokratischen Kultur des Fachmenschentums
ist aber nicht einmal dies mehr erlaubt. Der Fach-
mann muß sich rein sachlich verhalten, eigene In-

teressen zurückstellen und sich in selbstvergesse-
ner. fragloser, mechanischer Disziplin in den Dienst
einer Sache stellen. Die Entwicklung der westlichen
Gesellschaften zeichnet sich dadurch aus. daß pri-
vate. vor allem aber staatliche Großbürokratien auf
Kosten marktförmiger Tauschbeziehungen an Be-
deutung gewinnen. Hierin und nicht, wie häufig
unterstellt, in der Kommerzialisierung der sozialen
Verhältnisse besteht der gesellschaftliche Fort-
schritt.

Die Ausweitung der Bürokratien hat nicht nur stän-
dische Restriktionen zerstört, sondern auch bürger-
liche Selbständigkeit, wo sie einmal entstanden
war. An ihrer Stelle sind andere soziale Existenz-
formen getreten, die des abhängig Beschäftigten,
des Kunden, des Klienten und Mitglieds großer
Bürokratien. Sie lassen dem einzelnen wenig Ein-
flußmöglichkeit und deswegen auch wenig Veran-
lassung für die Kultivierung weiterreichender Enga-
gements. Von dem bürgerlich revolutionären Ge-
danken individueller Autonomie ist kaum mehr ge-
blieben als der Rückzug der Individuen auf die
allerunmittelbarsten Eigeninteressen. Die Hoff-
nung auf Emanzipation ist zusammengeschrumpft
auf den Glauben an technischen Fortschritt und
wachsenden Konsum.

In der bürokratischen Versachlichung der sozialen
Beziehungen stimmt das Wirtschaftssystem der
USA mit dem der Bundesrepublik Deutschland
überein. Aber worin sich beide Kulturen unter-
scheiden. ist nicht amerikanische Traditionslosig-
keit und kulturelle Stabilität auf Seiten der bundes-
deutschen Gesellschaft. Was uns am spezifisch ame-
rikanischen Verhalten als Ausdruck massengesell-
schaftlicher Traditionslosigkeit erscheint, ist in
Wahrheit gerade traditionsbestimmt. Und diese in-
dividualistische Tradition bietet einen gewissen
Schutz gegen die entpersönlichenden Wirkungen
der bürokratischen Gesellschaft. Diese Tradition ist
aber in den USA mit ihren radikal demokratischen
Ursprüngen bedeutungsvoller gewesen als in Eu-
ropa. Gegenüber den Kräften der Gesellschaft sind
die staatlichen Bürokratien der USA stets viel
schwächer gewesen als diejenigen Europas, und
deswegen ist die Verstaatlichung der Lebensver-
hältnisse dort viel langsamer vorangekommen. So
scheint es. als wären wir die Vorreiter auf dem Ent-
wicklungspfad der bürokratischen Gesellschaft und
die Amerikaner die darin rückständige Nachhut.

Die Stabilität amerikanischer Traditionen entgeht 
dem deutschen Auge leicht. Denn wir legen dem an
Amerikanern beobachteten Verhalten einen Sinn
bei. wie er uns aus unseren eigenen Erfahrungen
vertraut ist. Diesen Sinn gewinnen wir aus den in
Deutschland geltenden kulturellen Bedeutungen
und Normen. Die unterscheiden sich aber gerade
von dem. was den spezifischen Charakter der ame-
rikanischen Kultur ausmacht. Die folgenden Be-



richte machen dies deutlich. Sie zeigen zum einen,
wie sehr sich die Verhältnisse in den USA und in
der Bundesrepublik Deutschland gleichen. Sie ver-
deutlichen zugleich spezifische Differenzen, die 
sich aus unterschiedlichen Traditionen ergeben. Sie
werfen ein Licht auf die Tradition eines radikalen
Individualismus und auf politische Utopien, die 

selbst die Forderungen grüner Fundamentalisten
als „ausgewogen“ und einfallslos erscheinen lassen.
Sie zeigen auch, wie die bürokratische Staatsmacht
ihnen ein Ende setzt. Man kann das in allen Berei-
chen des amerikanischen Alltags erkennen. Hier
soll allein vom religiösen Leben und von Schulen
die Rede sein.

II. Die frommen Revolutionäre

Vergleicht man die bundesdeutsche mit der ameri-
kanischen Gesellschaft, dann sind die Gleichartig-
keiten der beiden unübersehbar. Faßt man die Dif-
ferenzen zwischen beiden ins Auge, dann ist an her-
vorragender Stelle der amerikanische Traditionalis-
mus zu nennen. Das wird greifbar im religiösen
Leben der Amerikaner. Es unterscheidet sich von
dem deutschen durch Intensität, organisatorische
Formen und die Inhalte der religiösen Überzeugun-
gen.

Das religiöse Leben in den USA ist von einer Inten-
sität. die in der Bundesrepublik Deutschland nicht
ihresgleichen hat. Ein Zerrbild davon ist bei uns
durch die Berichte über den protestantischen Fun-
damentalismus entstanden. Derartige fundamenta-
listische Wiedererweckungsbewegungen hat es in
den USA immer wieder gegeben; sie sind die Reak-
tion des ländlichen und kleinbürgerlichen Amerika
auf die Liberalisierungstendenzen der verstädterten
Mehrheit. Die politische Bedeutung der lautstarken
Fundamentalisten wird aber weithin überzeichnet.
Seit dem Höhepunkt der konservativen Welle 1981
sind sie in Schwierigkeiten geraten, teils, weil die
Beiträge nicht mehr so großzügig fließen, teils, weil
ihre Einpeitscher sich moralisch diskreditiert ha-
ben, und teils, weil die Konflikte zwischen religiö-
sen und weltlichen Konservativen das Fassungsver-
mögen der Republikanischen Partei zu sprengen
drohen.

Weniger fernsehwirksam, aber insgesamt doch um
so wichtiger, sind die lokalen religiösen Gemein-
den. Amerikaner sind im allgemeinen Mitglied ei-
ner örtlichen Religionsgemeinschaft, die mit frei-
willigen Beiträgen unterhalten wird. Diese örtli-
chen Gemeinden schließen sich einer Vielzahl reli-
giöser Vereinigungen an. Im Jahre 1984 gab es
mehr als 338 000 solcher Organisationen.

Ein Licht auf das religiöse Engagement der Ameri-
kaner werfen auch internationale Vergleiche. Um-
fragen zufolge besuchen fast die Hälfte der Ameri-
kaner. aber nur weniger als 10 Prozent der Bundes-
deutschen sonntags regelmäßig einen Gottesdienst.
Eine Gallup-Umfrage ergab, daß 41 Prozent der
Amerikaner mit Coliegeabschluß „in der vergange-
nen Woche einen Gottesdienst besucht“ hatten; der
entsprechende Anteil der Befragten ohne High-

schoolabschluß betrug 38 Prozent, die Anteile der
übrigen Bildungsgruppen lag dazwischen. 81 Pro-
zent der Collegeabsolventen glauben. Gott sei ein
himmlischer Vater, zu dem man mit Gebeten vor-
dringen könne, von den Befragten ohne High-
schoolabschluß waren sogar 93 Prozent dieser Mei-
nung. 22 Prozent der Collegeabsolventen berichte-
ten von persönlichen Wiedererweckungserlebnis-
sen. unter denen ohne Highschoolabschluß waren
es sogar 40 Prozent. Interessant ist. daß religiöses
Engagement besonders stark entwickelt ist unter
Protestanten und nicht, wie bei uns. unter den Ka-
tholiken ).5

Kennzeichnend für die Organisation des religiösen
Lebens in den USA sind, anders als in Deutschland,
nicht staatlich privilegierte und hoch bürokrati-
sierte kirchliche Organisationen mit politischen
Machtansprüchen. Die Amerikaner kennen zwar
auch Kirchenanstalten — die katholische Kirche
versammelt heute in den USA die größte einzelne
Glaubensgemeinschaft; sie ist aber die Kirche der
gesellschaftlich nicht so erfolgreichen Minderhei-
ten. der irischen, italienischen, polnischen und la-
teinamerikanischen Einwanderer. Bestimmend für
den religiösen Geist ist die Koexistenz von 250 teil-
weise sehr kleinen Sekten. Sie fühlen sich gewisser-
maßen alle als Außenseiter. Sie sind zumeist prote-
stantisch. Obwohl sie nicht einmal die Mehrheit der
gläubigen Christen versammeln, strahlt ihr Geist
auf die Gesellschaft als Ganzes aus. Den Sekten
fehlt die Privilegierung durch den Staat, die für
unsere Kirchenanstalten typisch ist, und sie treten
dem einzelnen nicht als mächtige Bürokratien ent-
gegen, die unabhängig von den persönlichen Wün-
schen oder Überzeugungen der Mitglieder über
Glaubensfragen befinden. Das Gemeindeleben der
Sekten steht und fällt vielmehr mit dem individuel-
len Engagement der Gläubigen. Vor den Gemein-
demitgliedern, und nicht vor bürokratischen Amts-
inhabern. will sich der einzelne Gläubige in seinem
Lebenswandel bewähren. Auch in den USA sind
Sekten im strengen Sinne zur Ausnahme geworden.
Daß Individuen ihren Lebenswandel völlig religiö-
sen Normen unterwerfen und in der Welt, aber*



nicht für die Welt leben wie Mennoniten, Amish
und einige andere, ist eine Ausnahme. Wichtig ist
aber, daß kirchliche Bürokratien in den USA eine
sehr schwache, die Individuen im Gemeindeleben
dagegen eine sehr starke organisatorische Stellung
einnehmen. In der Bundesrepublik Deutschland ist
es dagegen gerade umgekehrt.

Entscheidend sind die Differenzen zwischen den
religiösen Dogmen der kirchlichen Anstalten und
denjenigen, denen die vom Sektenprotestantismus
inspirierten Gemeinden anhängen. In den Augen
der amerikanischen Protestanten ist das Verhältnis
zwischen Gott und Individuum ein ganz persönli-
ches. Der Gedanke kirchlicher Anstaltsgnade ist
ihnen fremd. Gott offenbart sich nicht durch amtli-
che Sachwalter, sondern ganz unmittelbar im Ge-
wissen des einzelnen. Und der einzelne ist aus-
schließlich seinem wohlerforschten Gewissen ver-
pflichtet. Auf den Inhalt der Gebote, die das indi-
viduelle Gewissen anmeldet, kommt es in den radi-
kaleren Sekten, etwa bei den Quäkern, unmittelbar
nicht an. Gott offenbart sich den einzelnen Indivi-
duen in verschiedener Weise — und deswegen er-
scheint es ihnen nur als natürlich und legitim, wenn
Gemeindemitglieder auch gegensätzliche Normen
vertreten. Das individuelle Gewissen erfährt da-
durch eine ungeheure Aufwertung und wird zur
Instanz höchster Autorität. Die göttliche Ordnung
wird zur Privatsache des individuellen Gewissens
und nicht der anstaltskirchlichen Obrigkeit.

Dieser basisdemokratische Zug des religiösen Le-
bens in Gemeindeorganisation und Dogma gewinnt
im gesellschaftlichen Alltag an Gewicht, weil die
amerikanischen Protestanten vor allem „brauch-
bare (useful) Christen“ sein wollen. Sie fühlen sich
aufgerufen, tatkräftig an der Errichtung des Gottes-
reiches auf Erden mitzuwirken. Diese instrumenta-
listische Orientierung sticht scharf ab von der sub-
jektivistischen des Luthertums, das dem Gläubigen
die Wendung der religiösen Aufmerksamkeit nach
innen empfiehlt. Hier geht es stärker um Anstren-
gungen zur Rettung der Seele als um brauchbare
Beiträge zur Errichtung des Gottesreiches. In der
calvinistischen Tradition können nach innen gerich-
tete Aktivitäten zur Rettung der Seele kaum entste-

hen. Denn hier gilt das Prädestinationsdogma,
demzufolge Gott in unumstößlichem Ratschluß
über die Verteilung seiner Gnade entschieden hat,
ohne daß die einzelnen darauf irgendeinen Einfluß
hätten. Das zweite Ziel der christlichen Tradition,
die Implementierung christlicher Werte in der
Welt, erfährt dadurch einen entscheidenden Be-
deutungszuwachs. Immerhin hat der amerikanische
Protestantismus in Abweichung vom Calivinismus
den Gläubigen doch noch einen Weg nachgewiesen,
wie der individuelle Gnadenstand beeinflußt wer-
den könne: nicht durch gute Werke wie im Katho-
lizismus. sondern — dem Luthertum ähnlich —
durch festen Glauben. Wer fest glaubt, wird der
Gnade teilhaftig, und wer der Gnade teilhaftig ist.
ist befähigt, wirkungsvoll am Gottesreich mitzuar-
beiten6). Ein auf die Welt gerichtetes instrumentel-
les Engagement wird so zum Medium religiöser
Bewährung. Die Attraktivität, die technische Su-
perlative und Utopien in den USA finden, hat hier
ihre religiösen Wurzeln.
Daß mit dem Anbruch des Gottesreiches auf Erden
unmittelbar gerechnet werden könne, wenn sich
nur alle Menschen gehörig dafür anstrengten, ist
eine Vorstellung, die die amerikanischen Protestan-
ten immer wieder erfüllt. Die derzeit bloß im Fern-
sehen aktiven Fundamentalisten oder Reagans Vi-
sionen vom letzten Kampf zwischen dem Reich des
Guten und dem des Bösen sind Beispiele für diese
Endzeitvorstellungen. Sucht man nach einer Paral-
lele in Europa, dann liegt es nahe, die revolutionä-
ren Hoffnungen des radikalen Sozialismus — etwa
dem von Rosa Luxemburg — mit den christlichen
Endzeitvorstellungen der Amerikaner zu verglei-
chen. Die Bürokratien der Sozialdemokratie, der
Kommunisten-Leninisten. der Gewerkschaften und
vor allem die des Staatssozialismus haben diesen
Geist fast erlöschen lassen. Im Hinblick auf das
individuelle Engagement gleichen sie also unseren
Kirchenanstalten.
So hat die Emanzipation der Individuen im ameri-
kanischen Protestantismus eine bis heute noch
wirksame Stütze gefunden, während sie in Deutsch-
land den Katholizismus und das Luthertum eher 
zum erbitterten Gegner hatte. Die Spuren der Reli-
giosität findet man im amerikanischen Alltag aller-
orten. und zwar nicht in der Form von Machtan-
sprüchen. die Kirchenanstalten erheben, sondern in
individuellem Engagement und in verbreiteter
Skepsis gegenüber den Ansprüchen politischer und
ideologischer Großbürokratien.



III. Die Verstaatlichung des Bildungssystems

Anders als die deutschen Konservativen zeichnen
sich die amerikanischen Konservativen durch einen
basisdemokratischen Zug aus; und der rückt die
deutschen Grün-Alternativen, die soviel amerika-
kritische Vorbehalte anmelden, in die Nähe der
demokratischen Tradition der USA.
Gewiß, die amerikanischen Konservativen ver-
knüpfen mit dem freien Markt viel größere Hoff-
nungen als dieser tatsächlich erfüllen kann. Die
Freiheit, die dieses Wirtschaftssystem eröffnet, ist
nur eine formale, so die Kritik, während der Markt
materielle Zwänge begründet, die in der Abhängig-
keit der Arbeitenden vom Einkommen, in ökono-
mischen Krisen und Arbeitslosigkeit und in Zerstö-
rungen der Umwelt greifbar werden. Was der freie
Markt den Individuen schuldig bleibt, soll ihnen der
Staat verschaffen. Das ist das Credo der Linken.
Aber der Staatsinterventionismus ist gleichbedeu-
tend mit der Bürokratisierung von immer mehr Le-
bensverhältnissen. Für ein gewisses Maß an mate-
rieller Sicherheit handelt man sich individuelle
Ohnmacht gegenüber staatlichen Großbürokratien
ein. Die westlichen Gesellschaften haben bis heute
keinen Ausweg aus diesem Dilemma gefunden. Es
scheint, als bilde die Verstaatlichung der Lebens-
verhältnisse den Fluchtpunkt einer gesellschaftli-
chen Entwicklung, der sich alle zu fügen haben.
Konfrontiert mit den Alternativen marktwirtschaft-
licher oder staatsbürokratischer Abhängigkeit, ak-
zeptieren Amerikaner weniger leicht und nicht so 
selbstverständlich die Verstaatlichung ihrer Le-
bensverhältnisse wie Sozialdemokraten und Kon-
servative in Deutschland.
Mit dem Vorrücken der Bürokratien des sozialen
Interventionsstaats aber gleichen sich die amerika-
nischen Lebensverhältnisse den europäischen an.
Der Unterschied zwischen Westeuropa und den
USA. der vor allem darin bestand, daß bürgerliche
Freiheit in den USA viel radikaler verwirklicht war
als in Europa, ist im Schwinden begriffen. An der
bildungspolitischen Entwicklung wird das deut-
lich.

Schulen in den USA sind von Bürgern begründet
worden und wurden von ihnen als Mittel gegen die
Staatsmacht verstanden. Die Spuren der feudalen
und deswegen korrupten Verhältnisse Europas soll-
ten abgeschüttelt werden. Die Bürgerschulen soll-
ten die Fesseln des Traditionalismus, der Unfreiheit
und der Sünde sprengen. In den Herzen und Köp-
fen der Individuen — und nicht in der Staats-
macht — sollte die neue Gesellschaft ihre Einheit
finden. Und wenn die Erziehung der jungen Gene-
ration vollendet sei. dann werde Jesus Christus her-
absteigen und sein ewiges Reich beginnen. Den
Beginn des Gottesreiches erwarteten die Anhänger
dieser millenarischen Bewegungen in Zeiträumen.

die nicht länger waren als jene, die Marx in Europa
für das Eintreten der sozialistischen Revolution ver-
anschlagt hatte.

So sind die Ursprünge des Erziehungssystems,
streng genommen, nicht kapitalistisch, sondern
bürgerlich revolutionär. Sie folgten nicht der Urba-
nisierung und Industrialisierung, sondern gingen ihr
voraus. Das zeigt sich daran, daß die Entwicklung
der Schulen in den ländlichen Gebieten des Nor-
dens und Westens schneller vorankam als in den
Städten. Dabei expandierten die Schulen um so 
erfolgreicher, je größer der Anteil evangelischer
Protestanten und je geringer derjenige der Katholi-
ken an der regionalen Bevölkerung war. Die öko-
nomischen Grundlagen, auf denen das Bildungssy-
stem seine Entwicklung begann, sind privates
Kleineigentum, agrarische Produktion nicht für den
Eigenbedarf, sondern für den Markt und ein Wirt-
schaftsverhalten. das nicht bäuerlich-traditionali-
stisch orientiert ist. sondern planmäßig Kriterien
technischer und ökonomischer Effizienz folgt. Dem
entsprechen die protestantischen Tugenden der
Nüchternheit, der Mäßigung und Ordnung, des
sparsamen Umgangs mit Zeit und Geld, der religiös
begründete Anspruch auf individuelle Autonomie
und die unanfechtbare Autorität des eigenen wohl-
erforschten Gewissens.

Die bildungspolitischen Träger dieser Vorstellun-
gen einer individualistischen politischen Kultur mit
rationalen und universalistischen Prämissen waren
Akteure ohne staatliche Ämter, aber mit persönli-
chem Engagement. Es waren Vereinigungen und
Bewegungen mit antibürokratischen und antistaat-
lichen Gefühlen. In ihren Augen war die zu ver-
wirklichende Nation eine Geisteshaltung und nicht
eine staatsbürokratische Macht. Es erschien ihnen
nur allzu natürlich, daß religiöse Führer. Missio-
nare. Bürger und Politiker sich zu einer Bewegung
zusammenschlossen, um gemeinsam Schulen zu
gründen. Was sie zusammenhielt, war nicht die
Macht und die Autorität des Staates, sondern ihr
gemeinsames Bewußtsein von Gottes Geboten und
der Anspruch auf eine rationale menschliche Ord-
nung. Und es ging ihnen nicht um partikularistische
Statusinteressen für ihre Kinder, sondern um nichts
weniger als die Errichtung des Gottesreiches als
Gesellschaft für alle Kinder. Darin sahen sie ihre
eigenen Interessen aufgehoben. Dieser Geist hatte
in der an Europa orientierten Plantagenwirtschaft
des Südens kein Pendant, und deswegen hat es dort
auch keine Schulbewegung gegeben7).



Seit der revolutionären Frühzeit Amerikas sind die-
ser charismatischen Schulbewegung bürokratische
Zügel angelegt worden. So wie in anderen Lebens-
bereichen auch, ist bürgerliche Selbstorganisation
staatlicher Bürokratie gewichen. Die Verdrängung
von Charisma durch Bürokratie (Weber) im Bil-
dungssystem läßt sich mit folgenden Indikatoren
verdeutlichen:
— Die Zahl der Schulen im ganzen Land hat abge-
nommen, während ihre durchschnittliche Größe
dramatisch zugenommen hat.
— Aus Nachbarschaftsschulen sind große Schulein-
heiten geworden, was die Professionalisierung der
Verwaltung notwendig gemacht hat. Während im
Jahr 1940 noch mehr als drei Viertel der Schulen
ohne einen Rektor als Verwaltungsspitze ausge-
kommen sind, gibt es heute mehr Rektoren als
Schulen.
— Auch die Zahl der Schuldistrikte ist ge-
schrumpft, jener Organisationseinheiten also, die
so wichtige Aspekte des Schullebens in Händen hal-
ten wie die Auswahl der Lehrer und ihre Anstel-
lungsbedingungen sowie die materielle Ausstattung
der Schulen. Im genannten Zeitraum ist ihre durch-
schnittliche Zahl pro Staat von 2 400 auf 300 zu-
rückgegangen.
— Mit der Vergrößerung der Schuldistrikte hat
auch der Bedarf an bürokratischem Fachpersonal
zugenommen. Die Bürokratisierung der Distrikts-
verwaltung ist aber gleichbedeutend mit der Auflö-
sung der klassischen Formen amerikanischer Schul-
kontrolle, die von Eltern als Laien wahrgenommen
wurde. In den „Boards of Education“ wirkten 1940
pro Staat im Durchschnitt 7 000 mit; ihre Zahl be-
trägt heute weniger als 2 000.
— Im Gegenzug ist das bürokratische Fachpersonal
zur Verwaltung der Schulen auf der Ebene der ein-
zelnen Staaten dramatisch gewachsen. Gegen Ende
des 19. Jahrhunderts waren die staatlichen Bil-

dungsbürokratien noch kleiner als das Management
einer High School.
— Die organisatorischen Differenzen zwischen den
Schuldistrikten des ganzen Landes sind immer un-
bedeutender geworden. Es zeichnet sich in dieser
Entwicklung ein bürokratisches Standardmodell
der amerikanischen Schule, des Schuldistrikts und
der staatlichen Schulbehörden ab.
— Die Bürokratisierung der Schulen geht einher
mit der „Monetarisierung“ der Schulverwaltung.
Die Mitarbeit der Eltern war unentgeltlich, büro-
kratisches Fachpersonal muß entlohnt werden.
Diese Monetarisierung ist aber gleichbedeutend mit
einer Machtverschiebung zugunsten derer, die
Steuern erheben können.

— Auf eine Enteignung der Basis von der Kontrolle
über die Schulen deuten auch Veränderungen der
Finanzierungsströme hin. Lokale Steuern liefern
heute im Durchschnitt nur noch 43 Prozent der Bil-
dungsbudgets, entsprechend gewachsen sind die
Anteile der staatlichen und Bundessteuern8).

Diese Stichworte mögen genügen, um das Vorrük-
ken der Bürokratie im Schulwesen zu illustrieren.
Die amerikanischen Schulen nähern sich damit ei-
nem Modell, das in Europa seit je praktiziert
wurde 9). Schulen werden auch hier zu Anstalten in
der Hand des Staates. Vor allem soziale Randgrup-
pen setzen ihre Hoffnungen auf den Staat. Sie ver-
schaffen ihren Erwartungen Nachdruck, indem sie
die gesellschaftlichen Spielregeln außer Kraft zu
setzen drohen, deren Funktionsweise sie so schwer
belastet. So waren es nicht zuletzt die Diskriminie-
rung der Schwarzen und das dagegen gerichtete
civil rights movement, das den Staat auf bildungs-
politischem Terrain vordringen ließen. Die entspre-
chenden Konflikte dauern bis heute an. Gekämpft
wird nicht mehr auf der Straße, sondern in den For-
men der schulischen Demokratie und der Gerichts-
barkeit.

IV. Rassenintegration

Mit den Kirchengemeinden bilden die Schulen die
Grundlagen nachbarschaftlicher Selbstorganisa-
tion. Daß sie nicht als Staatsanstalten entstanden
sind, sondern als Einrichtungen in der Hand der
Bürger, merkt man bis heute. Schüler. Eltern und
Kinder erblicken in den Schulen an erster Stelle
nicht staatliche Einrichtungen, auch wenn diese in-
zwischen dazu geworden sind. Im öffentlichen Be-

wußtsein lebt ein anderes Bild von der Schule fort.
Es enthält noch die bürgerlich-revolutionären Sen-
timents. die der Gründung des amerikanischen
Schulwesens zugrunde lagen. Sie werden greifbar
bis heute in der größeren Bürgernähe der Schu-
len.

Die Türen stehen jedermann offen, und wenn be-
kannt wird, daß eine Mutter oder ein Vater über
freie Zeit verfügen, werden sie alsbald eingeladen,
zum Unterricht beizutragen. Um den Austausch
zwischen Schule und Eltern zu verdichten, werden
Informationsschriften und Fragebögen in riesigen
Mengen periodisch verteilt. Unabhängig vQneinan-



der werden Kinder und Eltern gebeten, ihrer Zu-
friedenheit und Unzufriedenheit mit der Schule in
mehrseitigen, detaillierten Fragebögen Ausdruck
zu verleihen. Diese Leistungsbeurteilung durch die
Eltern wird als ein organisationstechnisches Hilfs-
mittel verstanden, um alle im Gespräch zu halten
und die produktiven Möglichkeiten des demokrati-
schen Diskurses zu nutzen. Kritik gilt als Anregung
und wird auch so vorgetragen. Die Kommunikation
zwischen Schule und Eltern vollzieht sich dort viel-
leicht nicht in vielfältigeren Formen, aber sie ist
doch viel intensiver als in Deutschland. Die Kette
von Einladungen zu Hilfeleistungen im Unterricht,
zu Picknicks, zu Wanderungen, zu Geldmittelbe-
schaffungsaktionen und zu ausgiebigen festlichen
Ritualen bei der Einschulung und Entlassung von
Schülern reißt selten ab. Und die einmal geschlos-
senen Bekanntschaften finden sehr leicht ihre Fort-
setzung unabhängig von der Schule und erstrecken
sich dann alsbald über die Kinder hinaus auf ganze
Familien.
Die „vertrauensvolle Zusammenarbeit“ zwischen
Schule und Elternhaus gilt auch im deutschen
Schulbetrieb als wichtiges Anliegen. Es manife-
stiert sich im Alltag aber vor allem darin, daß den
Eltern kaum etwas anderes übrig bleibt, als der
Schule zu vertrauen, während die Schulen mit
Hausmeistern und ritualistisch beschworenen Ver-
sicherungsproblemen dafür sorgen, daß die Eltern
nicht allzu viel Einblick in das Schulgeschehen neh-
men.
Bürgemähe ist gleichbedeutend auch mit Proble-
men schichtenspezifischer und ethnischer Segrega-
tion. Segregation stützt sich hier stärker auf gesell-
schaftliche. in Deutschland stärker auf staatliche
Strukturen ). Der schulbürokratische Zentralis-
mus hat in der Bundesrepublik Deutschland bis vor
kurzem mit dem dreigliedrigen Schulsystem auf for-
malem Wege dafür gesorgt, daß sich die Kinder der
verschiedenen sozialen Schichten nicht zu nahe ka-
men. Innerhalb der einzelnen Schulkategorien wa-
ren die materiellen Verhältnisse aber seit je einiger-
maßen ähnlich. Die immer noch größere Bürger-
nähe der Schulen in den USA begründe

10

t dagegen
Segregationstendenzen innerhalb formal gleicher
Schulkategorien. Das formal einheitliche Schulsy-
stem zeichnet sich tatsächlich durch wesentliche
materiale Differenzen aus.

Die schichtenspezifische und ethnische Segregation
in den Schulen geht einher mit Segregationstenden-
zen auf dem Wohnungsmarkt und die wiederum mit
der sozialen Ungleichheit in der Arbeitswelt. Eine
wichtige Ursache der Segregation auf dem Woh-
nungsmarkt und in den Schulen bildet das System
der Grundsteuern. Diese nehmen einen Teil der

individuellen Einkommen in Anspruch, der zu groß
ist. als daß man ihn ignorieren könnte. Wieviel
jeweils gezahlt werden muß. hängt von der Größe
der Grundstücke und der Wohngegend ab. Die
Unterschiede sind beträchtlich und sorgen zuverläs-
sig dafür, daß die verschiedenen Einkommensgrup-
pen unter sich bleiben. Ein anderes Mittel der Aus-
grenzung haben die Gemeinden dagegen inzwi-
schen verloren. Sie hatten früher das Recht, jeman-
dem den Zuzug in eine bestimmte Nachbarschaft
mit der Begründung zu verwehren, er sei nicht „eh-
renhaft“. Aber das System der Grundsteuern trennt
die sozialen Schichten immer noch. Die Segregation
auf dem Wohnungsmarkt sorgt für schichtenspezifi-
sche Homogenität der Schülerschaft in den jeweili-
gen Schulen. Wer an der Bildung seiner Kinder
interessiert ist, kann nicht umhin, bei der Wahl sei-
nes Wohnorts die Qualität der vorhandenen Schu-
len in Rechnung zu stellen. Diese weisen beachtli-
che Qualitätsunterschiede auf, und es wäre unver-
antwortlich. sie zu ignorieren. Bedingt werden
diese Unterschiede durch die geschilderten Ver-
hältnisse auf dem Wohnungsmarkt. So gibt es zwi-
schen Schule und Wohnungsmarkt einen Teufels-
kreis. dem niemand entgeht und der für die Segre-
gation der Kinder und Erwachsenenbevölkerung
sorgt. Was die Bildungsfinanzierung angeht, so 
hängen in Kalifornien die Schulen nicht mehr vom
lokalen Steueraufkommen ab. aber in den reichen
Bezirken verfügt man nicht selten über Grundbesitz
und andere Einkünfte, die es einem erlauben, die
staatlichen Schulmittel aufzustocken.

Gemessen an deutschen Verhältnissen ist die Tren-
nung der verschiedenen sozialen Schichten zum
Beispiel in Palo Alto äußerst radikal. Palo Alto und
East Palo Alto grenzen dicht aneinander, aber sie
sind durch mehr als nur eine Autobahn getrennt. In 
mexikanischem Kolonialstil, in kalifornischem
Rancho-Stil oder in viktorianischem Stil sind die 
idyllischen Häuser auf der westlichen Seite einer
Autobahn errichtet. Sie liegen in schattigen Gärten
ohne Zäune, und ihre Fronten und Haustüren sind
einladend. Der Gedanke an Schutz und Trutz ist
dieser Architektur fremd. Wer hier lebt, ist gut situ-
iert. Jenseits der Autobahn, in East Palo Alto, ist
das Ghetto der Schwarzen und der mexikanischen
und asiatischen Einwanderer. Die Straßen sind
schlecht, die Häuschen sind ärmlich, die Gärten
wenig gepflegt. Hier gibt es Zäune, und bei zahlrei-
chen der auf der Straße abgestellten Wagen ist nicht
klar, ob sie noch fahrtüchtig sind. .Whiskey-
schlucht'. so heißt im Volksmund die erste Straße
hinter der Autobahn, in die man gerät. Im Schnell-
imbiß wird das Inkasso wie an einem Bankschalter
erledigt: hinter kugelsicherem Glas. Aus Sicher-
heitsgründen gibt es einen Automaten, der 10- oder
20-Dollar-Scheine als Wechselgeld nur in Abstän-
den von zwei Minuten zugänglich macht. Nach Ein-
bruch der Dunkelheit soll man dieses Viertel auf



jeden Fall meiden. Von Straßenraub und Vergewal-
tigungen ist die Rede. Es ist offenkundig, daß hier
die Arbeitslosenraten hoch und die Familienein-
kommen klein sind.
Der sozialen Segregation auf dem Arbeits- und
Wohnungsmarkt folgt die in den Schulen. Dieses
System der Segregation hält sich unabhängig von
etwaigen rassistischen Neigungen des Publikums.
Auf Elternversammlungen zum Thema Desegra-
tion. zu denen der jeweils zuständige Board of Edu-
cation in Ost- und West-Palo Alto eingeladen hatte,
ist nicht ein einziger Redner gegen Desegregation
aufgetreten. Die Versammlungen waren notwendig
geworden, nachdem ein Bundesgericht gedroht
hatte, einen seit zehn Jahren andauernden Streit
um die Rassenintegration zu schlichten, das heißt
die Entscheidung dem Board of Education aus der
Hand zu nehmen. Der Ablauf der Versammlung
läßt erkennen, daß hier jedermann mit den Routi-
nen bildungspolitischer Basisdemokratie vertraut
ist.
Der Rechtsanwalt des Board of Education gibt zu-
nächst einen eindrucksvollen Bericht über die bü-
rokratischen Schwierigkeiten, die mit der einen
oder anderen Integrationsstrategie verbunden wä-
ren. So sind mehrere Landkreise an dem Integra-
tionsprojekt zu beteiligen, und die mit weitgehen-
den Rechten ausgestatteten lokalen Schulbehörden
und Elternvertretungen sind nicht leicht zu koordi-
nieren. Es gibt finanzielle und rechtliche Probleme.
Nachdem schriftlich gestellte Fragen präzise beant-
wortet wurden, kommen die Eltern zu Wort. Jeder
einzelne stellt sich vor. nennt namentlich seine Frau
und seine Kinder, teilt mit. wie lange die Familie
schon in der Gemeinde lebt und was ihr hier gefällt,
und kommt dann zur Sache. Alle sprechen sich für
die Desegregation aus, das heißt für die Verteilung
einer Anzahl von Ghettokindem auf die Schulen
der besser gestellten sozialen Schichten in der Um-
gebung. Interessant ist die dafür am häufigsten ge-
nannte Begründung. Sie ist nicht paternalistisch,
und sie geht auch über die Norm der Chancen-
gleichheit hinaus. Mit demokratischem Pathos ar-
gumentieren sie von den Interessen ihrer eigenen
Kinder aus. Der Entwicklung ihrer Kinder entsprä-
che es am besten, wenn sie mit ihren Alterskame-
raden aus dem Ghetto vertraut würden, und es
werde ihr Leben als Bürger erleichtern, würden sie
durch Rassismus nicht belastet. Der Rassismus
schädige nicht nur die Interessen der Schwarzen,
sondern diejenigen aller Mitglieder der Gesell-
schaft.
Einige der schwarzen Eltern, die in kleiner Zahl
anwesend sind, geben Berichte vom alltäglichen
Rassismus aus ihrer Schulzeit. Sie sind bestürzend,
weil sie die subjektiv bedrohlichen Auswirkungen
ganz undramatischer Ereignisse im Schulalltag er-

kennen lassen. Die Versammelten wissen, daß sie
ihre Lebensbedingungen so unter Kontrolle haben,
daß sie mit den Folgen der Desegregation schon
fertig werden. Stolz und Zuversicht äußern sie so-
wie selbstironische Kommentare zur Basisdemo-
kratie und glücklichen Schulsituation in Palo Alto.
Man könnte argwöhnen, daß das demokratische
Engagement nur vorgeschoben ist. und daß sich
dahinter letztlich doch rassistische Vorurteile ver-
bergen. Vielleicht verhält es sich in einigen Fällen
auch so. Aber daß sich der Rassismus, falls vorhan-
den. nicht öffentlich hervorwagen darf, muß doch
als Sieg liberaler Normen in der politischen Kultur 
interpretiert werden.
Auch im Ghetto hatte der verantwortliche Board of
Education zu einer Elternversammlung eingeladen.
Eine ungeteerte und unbeleuchtete Straße führt zu
dem Versammlungslokal. Für seine Möblierung
gelten offensichtlich die gleichen Ausstattungsnor-
men wie in dem reicheren Bezirk. Unter den Ver-
sammelten ist nur eine ganz kleine Zahl von Vä-
tern. die übergroße Mehrzahl wird gebildet durch
schwarze Mütter, lediglich auf dem Podium domi-
niert das männliche Geschlecht. Für alle scheint
diese Versammlung eine Anstrengung zu bedeuten,
die Gesichter sind ernst, eher verschlossen, nir-
gends erkennt man das gewinnende Strahlen, das
zur physiognomischen Grundausstattung weißer
Protestanten gehört.
Es geht polemischer und konfliktreicher zu als auf
der Elternversammlung der Weißen. Die Eltern
fühlen sich schlecht informiert und äußern Miß-
trauen. Vor allem aber sehen sie sich in einem Di-
lemma. Sie wissen, daß ihre Schule schlecht ist. daß
sie über viel weniger Finanzen verfügt als die Schu-
len auf der anderen Seite der Autobahn. Sie wissen,
daß sie in der Konkurrenz um gute Lehrer unterle-
gen sind. Und vor allem steht jedermann vor Au-
gen. daß die Schule keine pädagogische Insel ist.
daß die sozialen Probleme der Eltern den Unter-
richt unerträglich belasten.
Da der vorgeschlagene Austausch von weißen und
anderen Kindern freiwillig sein soll, ist klar, daß der
Auszug schwarzer Kinder kaum durch den Zuzug
weißer Kinder kompensiert werden wird. Man
denkt nicht im entferntesten daran, den weißen
Eltern daraus einen Vorwurf zu machen. Sie bekla-
gen indessen, daß durch das „bussing“ (Transport
von schwarzen Schulkindern in Schulen mit über-
wiegend weißen Kindern) die eigene Gemeinde ge-
schwächt wird. Denn neben den religiösen Gemein-
schaften bilden die Schulen ein wichtiges Zentrum
des dichten Geflechtes nachbarschaftlicher Bezie-
hungen. „Warum soll ich hier leben, wenn meine
Kinder hier nicht zur Schule gehen und ich folglich
kaum am Gemeindeleben teilnehmen kann?“, fragt
eine Mutter.



V. Die „oberflächliche Freundlichkeit“ der Amerikaner

Für den Umgang mit Leuten, gleichviel ob man sie
kennt oder nicht, hält die amerikanische Kultur ein
großes Arsenal an Formen und Gesten bereit, die
allerorten Kommunikation nahelegen. Die Enge
eines Fahrstuhls schafft zwischen den Passagieren
nicht das Gefühl der Peinlichkeit und erzwingt nicht
Blicke zum Boden oder zur Decke. In den Warte-
schlangen der Supermärkte, beim Tanken, an Stra-
ßenkreuzungen oder wo immer sonst kommt man
leicht ins Gespräch. Zwanglos werden Belanglosig-
keiten ausgetauscht, die auch nichts anderes als
belanglos sein sollen. Diese routinierte Freundlich-
keit ist Standardthema in Reiseberichten aus Ame-
rika.

Die „oberflächliche Freundlichkeit“ ist sicher an-
ders als die in Deutschland üblichen Freundlich-
keitsbezeugungen. Fragt man Amerikaner nach
Kommentaren zu ihren Beobachtungen an Super-
märkten. Tankstellen. Fahrstühlen usw. in
Deutschland, wo man sich eher schweigend igno-
riert. ungeduldig wird und leicht auch unhöflich bis
aggressiv, dann erfährt man etwas über den Sinn,
den Amerikaner mit ihrer Freundlichkeit verbin-
den. Sie finden unser Verhalten vor allem unge-
schickt. in einem technischen Sinne insuffizient,
weil es nichts zu dem beiträgt, was man auf jeden
Fall erreichen will, nämlich „to go along“. Man will
mit seinem Mitmenschen auf jeden Fall klarkom-
men. Die Freundlichkeit ist Mittel und wird auch so 
verstanden. Sie ist gewollt und konstruiert und wird
nicht selten auch mit Anstrengung erzeugt. Sie ist
nicht, wie bei uns. Ausdruck jener „vegetativen
Gemütlichkeit“ (Max Weber), in der zwischen
Zweck und Mittel nicht unterschieden wird, und in
der die Grenzen zwischen den einzelnen unbemerkt
zerfließen. Der Argwohn, diese gewollte Freund-
lichkeit sei gar nicht „echt“, sondern bloß manipu-
lativ, ist ganz unberechtigt. Denn sie soll gar nichts
anderes sein als ein Mittel, und in diesem Sinne ist
sie immer „echt“. Weil das jedermann weiß, haftet
ihr auch nicht die Bedeutung einer Täuschung an;
der andere weiß, hier hält sich einer an vernünftige
Spielregeln, deren Einhaltung garantieren soll, daß
man miteinander klarkommt. Der Verdacht einer
Täuschung beruht auf Unkenntnis des spezifischen
kulturellen Bedeutungskontextes.

Unbefangen ist die Freundlichkeit nicht. Sie ist viel-
mehr Ausdruck der Norm, individuelles Verhalten
in Begriffen von Zweck-Mittel-Rationalität zu
orientieren. Die Grenzen der Unbefangenheit wer-
den bereits im Schulunterricht zugunsten einer ra-
tionalen Kalkulation des persönlichen Ausdrucks
zurückgedrängt. Ein Merkblatt mit „Empfehlungen
zur Konversation“, das in der sechsten Klasse einer
öffentlichen Grundschule verteilt wurde, kann das
beispielhaft verdeutlichen. Bei diesem Leitfaden

geht es nicht um Normen mit ständischem Charak-
ter. nicht darum, was sich gehört. Es geht offenkun-
dig auch nicht darum, wie man das, was man „wirk-
lich“ denkt und fühlt, ausdrückt oder verschleiert.
In allen Regeln dieses Leitfadens geht es um die
Systematisierung der Produktion von Freundlich-
keit als kultureller Selbstverständlichkeit.

Guidelines for Starting Conversations

— Look at the person while you are talking. giving
your full attention to him/her.

— Occasionally add comments about yourself, Sha-
ring some of the Information about yourself that
you have asked of the other. Example: My fa-
ther can’t get away during vacation so we’re just
going up to San Francisco for an afternoon and
evening.

— Smile, but don’t laugh or giggle, even if you are
nervous.

— Use a tone of voice that shows you are sincere
and interested.

— Allow for silences if the person has to think, or if 
you want to shift what you are talking about.

— Say something of appreciation when ending the
conversation such as “It’s been fun talking with
you. Hope I see you again.”

Richtlinien für eine Konversation

— Schau Deinen Gesprächspartner an. während
Du sprichst, schenke ihm/ihr Deine volle Auf-
merksamkeit.

— Füge bei Gelegenheit einige Bemerkungen über
Dich selbst an. biete persönliche Informationen
darüber an. wonach Du den anderen gefragt
hast. Beispiel: Mein Vater kann während der
Ferien nicht weg, so daß wir nur für einen Nach-
mittag und einen Abend nach San Francisco fah-
ren,

— Lächele, aber lache oder kichere nicht, auch
wenn Du nervös bist.

— Verwende eine Stimmlage, die aufzeigt, daß Du
aufrichtig und interessiert bist.

— Mache Gesprächspausen, wenn der andere Zeit
zum Überlegen wünscht, oder wenn Du das
Gesprächsthema wechseln willst.

— Sage etwas Nettes zum Schluß der Unterhaltung
wie beispielsweise: „Es war mir eine Freude,
mich mit Ihnen zu unterhalten. Ich hoffe, daß
wir uns wieder einmal sehen.“

Nicht nur was man zweckmäßigerweise sagen
könnte, sondern auch noch die Qualität des Aus-
drucks wird unter Zweckmäßigkeitsgesichtspunk-



ten erörtert: wie man sein Lachen, seinen Blick, die 
Intonation seiner Stimme. sein Schweigen, die inne-
ren Ängste organisieren könnte. Diese Wendung
gegen alle Unbefangenheit ist uns fremd und führt
zu Enttäuschungen, wenn man auf Nähe aus ist, so 
wie das in Deutschland als legitim gilt. Populär ist
der Text im Schulliederbuch „Put on a happy face“
mit Aufforderungen, die sich wie eine Trivialver-
sion der protestantischen Ethik liest:

Grey skies are gonna clear up
put on a happy face

Brush off the clouds and cheer up
put on a happy face

Take off the gloom of tragedy, it’s not your style
you look so good that you'll be glad 
you decided to smile

Pick out a pleasant Outlook
pick up that noble chin

Wipe out that “full of doubt” look
slap on a happy grin.

And spread sunshine all over the place
just put on a happy face.

Die Aufforderung zum Lächeln wird hier singend
eingeübt, und wer hätte nicht beobachtet, daß diese
Lektion bei den meisten Amerikanern auch „sitzt“.
Die Wendung „you decided to smile“ macht deut-
lich, daß das Lächeln nicht unwillkürlicher Aus-
druck einer inneren Regung sein soll, sondern Pro-
dukt eines bewußten Willensaktes, der sich am so-
zialen Erfolg orientiert. Die einzige „innere“ Re-
gung, von der die Rede ist, ist der Selbstzweifel,
und dem wird der Kampf angesagt. Wir sind leicht
geneigt, ein derartiges Verhalten negativ als das
Ende aller Spontaneität und Autonomie des einzel-
nen Menschen anzusehen. Dabei wird freilich über-
sehen. daß wir nur dadurch freie Menschen werden
können, daß wir aus uns herausgehen und uns auf
andere einlassen. „Ein Mensch, der unter äußerem
Zwang, ja durch sein egoistisches Interesse zur
Freundlichkeit gebracht wird, gelangt am Ende
eher zu einer gewissen Humanität in seinem Ver-
hältnis zu anderen Menschen als jemand, der nur.
um mit sich selbst identisch zu sein — als ob diese
Identität immer wünschbar wäre —. ein bösartiges,
vermuffeltes Gesicht macht“, so kommentiert
Theodor W. Adorno die amerikanische Freund-
lichkeit und die bei uns verbreitete Kritik daran, die 
uns nur allzuleicht selbst oberflächlich macht und
uns verhärten läßt ) .11

Danach findet sich im Liederbuch ein Text, den
man jetzt auch in Deutschland gelegentlich im Ra-
dio hört. Er versichert die Kinder ihres Wertes und
ihrer Zuständigkeit für die Verbesserung der Welt.
Das Denken in Begriffen politischer Utopien ist wie
selbstverständlich vorausgesetzt. Nachdem zahlrei-

ehe Nöte dieser Welt aufgezählt werden. heißt es im
Refrain:
We are the world. we are the children.
we are the ones who make a brighter day.
So let’s Start giving. there is a choice we are ma-

king.
We are saving our own life
It’s true we’ll make a better day
Just you and me.
Wenn bei uns die Kinder mit der Welt gleichgesetzt
werden, dann eher in dem Sinn: Wer die Jugend
hat. hat die Zukunft. Dabei wird heute sicher an
erster Stelle nicht mehr an den Bestand von Rasse
und Armee gedacht, sondern eher an „Pillen-
knick“. „Schülerberg“ und das zukünftige Beitrags-
aufkommen der Rentenversicherung. Gemeinsam
ist allen diesen Perspektiven aber die instrumentelle
Betrachtung der Kinder. Im zitierten Lied dagegen
tauchen sie als Subjekte auf. in deren Händen Ent-
scheidungen liegen, und zwar nicht solche zur
Selbstaufopferung, sondern solche im Eigeninter-
esse.
Die Unterscheidung von Zwecken und Mitteln wird
im schulischen Alltag schärfer getroffen als in
Deutschland. Das zeigt sich daran, daß die Leistun-
gen und Fähigkeiten der Schüler in technischen
Begriffen definiert werden. Zur Disposition steht
jeweils nicht die ganze Person und schon gar nicht
deren moralische Zuverlässigkeit. Und mit Lei-
stung verbindet sich nicht die vordemokratische
Vorstellung einer Kulturqualität, die zur Mitglied-
schaft in sozialen Schichten mit ständischem Cha-
rakter berechtigt. Die Unterschiede individuellen
Leistungsvermögens werden vor allem quantitativ
definiert, wie man es am Gebrauch der unzähligen
formalisierten Tests leicht ablesen kann. Eine kon-
krete Leistung hat nicht einen unmittelbaren Eigen-
wert. sondern gilt als Indikator für individuelles
Leistungsvermögen. Die Frage, ob man davon zu
wenig besitzt, ob man ein Versager ist. ist der Inhalt
quälender Selbstzweifel und hat auch moralische
Bedeutung; aber die konkreten Anlageformen, in
die man dieses Vermögen bringt, haben selbst kei-
nen Eigenwert. Die Kritik lautet nicht „das gehört
sich nicht“, sondern sehr viel konsequenter als bei
uns „er schafft es nicht“.
Die quantifizierende Vorstellung von Fähigkeiten 
und Leistung geht einher mit einer beachtlichen
Distanz zwischen Schülern und Lehrern. Die Kin-
der sind so vor der Überlegenheit der Schule ge-
schützt. Die eher als Techniken verstandenen
Schulrituale der Unterweisung und Leistungskon-
trolle sind eingebettet in jene freundlich egalitären
Umgangsformen, wie sie auch zwischen Erwachse-
nen gelten. Innerhalb und außerhalb der Schule ist
es Norm. Kinder in Formen anzusprechen, die von
diesen selbst im Umgang mit Erwachsenen ge-
braucht werden können, ohne als unhöflich zu er-



scheinen. Die Definition dessen, was als ein Indivi-
duum anzusehen ist. schließt Erwachsene und Kin-
der unterschiedslos ein. Vielleicht liegt es daran,
daß es zur festen Schulfolklore gehört, daß man 

auch im schwierigen „Backfischalter“ gerne zur
Schule geht. Zum guten Ton in den entsprechenden
Altersgruppen bei uns gehört wohl eher eine Ab-
neigung gegen die Schule.

VI. Challenger: Die Verstaatlichung des „amerikanischen Traums“

Die Enteignung der Gemeinden durch den Staat im
Bereich der Schulen läßt sich ablesen an einem
nationalen Ereignis, das Amerika zu Beginn des
Jahres 1986 erschütterte, an der Explosion der
Raumfähre „Challenger“. Ihrem Start war die Be-
deutung eines Bildungsereignisses zugedacht wor-
den.

Die Repräsentanten des amerikanischen Individua-
lismus. darunter die Reagan-Regierung, hatten den
Start der Raumfähre als nationales Ereignis insze-
niert. Wichtige Symbole der amerikanischen Tradi-
tion sind in Anspruch genommen worden. Sie kün-
den von bürgerlichen Tugenden, von individueller
Bewährung und utopischen Hoffnungen. Aber de
facto ist die Show so totalitär gewesen, als wäre sie
in Moskau inszeniert worden. So hat die NASA bei 
der Auswahl der Astronauten ein sehr gutes Gespür
für öffentlich wirksame Symbole bewiesen, als sie
eine Lehrerin in die Mannschaft aufgenommen hat.
Die Lehrerin ist eine Symbolfigur des zivilisatori-
schen Fortschritts; sie folgt gewissermaßen dem
Cowboy, der der Held der Zeit vor dem Gesell-
schaftsvertrag ist. Darüber hinaus waren die Ver-
treter anderer Minderheiten an Bord der Fähre.

Der Weltraum ist als „new frontier“ vorgestellt
worden. Die damit verbundenen Phantasien gibt es
nur in den USA. Angespielt hat die NASA auf die 
Besiedelung des Westens. Die entsprechende Le-
gende kündet von individueller Bewährung bei der
Ausdehnung christlicher Zivilisation. Das Raketen-
programm ist als Teil dieses mit immer noch viel
Optimismus und massenhaftem Engagement ver-
tretenen historischen Projekts dargestellt und in der
Öffentlichkeit auch so verstanden worden. Die
Astronauten sind wie tugendhafte Pioniere vorge-
führt worden, die gewissermaßen schon einmal mit
dem elektronischen Planwagen vorausziehen. In
Begriffen dieses Mythos ist auch das Scheitern der
Unternehmung beschrieben worden. Die Todesop-
fer waren gut vorbereitet, sie haben Mut bewiesen,
sie haben sich der Herausforderung gestellt, sie ha-
ben das Risiko gekannt, und für diesmal hat es nicht
geklappt; aber das Zivilisierungsprojekt lassen wir
uns nicht stoppen. So mögen viele der Zuschauer
empfunden haben. Überindividuelle Kollektiv-
altäre. auf die man die Opfer des Unglücks hätte
legen können, wurden nicht errichtet.

Am Bild der Nation als einem Verein von Privat-
leuten hat auch der Präsident in seinen Auftritten

eisern festgehalten. Wenn er in der Pose eines
Kleinunternehmers bekennt, daß seine Frau, ge-
nauer wiedergegeben, daß Nancy und er vom Ver-
lust so tüchtiger und grundanständiger Mitbürger
sehr betroffen sind, dann trifft er genau das, was
man hier von einem Präsidenten erwartet: einen
weiteren guten Nachbarn, der seinen Job zuverläs-
sig verrichtet.

Ungeachtet dieser Propaganda ist die amerikani-
sche Vorstellung vom Zivilisationsprojekt unab-
hängiger Privatleute durch die Inszenierung des Ra-
ketenstarts tatsächlich eher strapaziert worden. Das
nationale Selbstbewußtsein hat durch dieses Ereig-
nis Einbußen erlitten, aber nicht durch den Absturz
der Rakete, sondern schon durch ihren Start. Der
Weltraum ist eben nicht der Westen, in dem man
sich durch Bewährung im Zivilisierungsprozeß mo-
ralisch qualifizieren kann — nimmt man einmal die 
Legende für bare Münze. Seine Eroberung durch
das Pentagon ist etwas ganz anderes als die Aneig-
nung der Natur durch bürgerlichen Gewerbefleiß
und biedere Frömmigkeit. Im Weltraum bewähren
sich nicht Individuen, sondern die Sozialtechniken
der bürokratischen Großorganisationen. Die Leute
an Bord der Fähre waren nicht ihre Kommandan-
ten, von deren Tüchtigkeit irgend etwas abhing. Sie
hatten eher die Bedeutung von Luftfracht und
Schaustücken. Daß die Großbürokratien des Staa-
tes das Bild von der „new frontier“ besetzen, ist
selbst schon ein Anschlag auf die bürgerliche Kul-
tur.

Die Lehrerin aus der Neighbourhood-School sollte
der ganzen Nation vom Weltraum aus eine Unter-
richtsstunde halten; das war Programmbestandteil
der Show. Diese Verbindung von technischen Um-
ständlichkeiten mit dem Gedanken der Erziehung
kann die Vorstellung von der Selbsterziehung der
freien Nachbarn nur unterminieren. Wer kann
schon mit einem Stück Kreide und mit aufkläreri-
schen Intentionen gegen die suggestive Wirkung
der Weltraumlehrerin antreten. Dieser Gag erin-
nert nicht an Demokratie, sondern eher an den
Geist jener, die in Ost-Berlin den Fernsehturm in
den Mittelpunkt der Hauptstadt gerückt haben: Er-
ziehung durch staatlich kontrollierte Einwegkom-
munikation. gleichviel ob bei Kaffee und Kuchen
oder potatoe Chips.

Die jungen Leute sollten mit der amerikanischen
Tradition individueller Bewährung und unternieh-



merischen Geistes vertraut gemacht werden. Tat-
sächlich sind sie aber einmal mehr vor den Fernseh-
apparat gesetzt worden, und das Fernsehen hat
schulischen Segen erhalten. In geschlossenen Klas-
senformationen waren sie versammelt worden, um
diesem Ereignis beizuwohnen, und die Medien ha-
ben berichtet, als wären sie gleichgeschaltet. Es hat
in diesen Tagen wohl niemanden gegeben, der die
weiße Explosionswolke vor dem blauen Himmel
Floridas nicht mehrfach vorgeführt bekommen
hätte. Die Bürger wurden organisiert in Millionen
und alle dem gleichen staatlich bezahlten Reiz aus-
gesetzt. Diese Praxis der Propaganda verkehrt den
gemeinten individualistischen Inhalt ins Gegen-
teil.
Der Raketenstart, das war der Sinn dieser Praxis,
geht jeden einzelnen ganz unmittelbar an. Nach
dem Absturz hat sich diese Zumutung nationaler
Identifikation in der Erwartung geäußert, die Kin-
der müßten nun von dem Unglück geschockt sein.
Widerstand gegen dieses Ansinnen hat eine gewisse
Energie erforderlich gemacht. Die neunjährige So-
phia aus Deutschland fand, daß sie die Abgestürz-
ten doch gar nicht kenne und daß sich deshalb bei 
ihr so recht auch Trauer nicht einstellen wollte.
Gegen die freundliche Aufgeregtheit und Betrof-
fenheit der nationalen Hinterbliebenen ist sie aber
nicht angekommen, und so hat sie auch einen Kon-
dolenzbrief nach Houston geschickt. Um dem un-
terstellten Schock zu begegnen, haben die Fernseh-
Stationen Psychologen auftreten lassen. Gestützt
auf die Autorität der Wissenschaft und auf ihre
staatlich sanktionierten Diplome haben sie fach-
männische Hilfestellung bei der Trauerarbeit gege-.
ben. Dabei waren sie gelegentlich ganz gut. So hat
einer darauf hingewiesen, daß sich das verdrängte
Unbewußte gern an solchen Masseninszenierungen
festmacht und sich so in heftigen Ausbrüchen aus-
lebt. Dabei hatte er bloß den Absturz der Rakete im
Auge, seine Feststellung ist richtig auch für deren
Start. Der Glaube an den Fortschritt hat sich als-
bald wieder Bahn gebrochen, und Kinder und Bür-
gerinitiativen haben sich daran gemacht, Geld für
den Ankauf einer neuen Fähre zu sammeln.
Das Spektakel von kleinen Kindern und großen
Raketen, von weinenden Frauen in Großaufnahme
und gefaßter Präsidentenstimme in Stereo hätte so 

auch vom Ostberliner Fernsehturm kommen kön-
nen. Die Leute sind in Anspruch genommen wor-
den für Dinge, die sie buchstäblich nichts angehen.
Nichts wird sich am Leben eines Amerikaners
durch diesen Unglücksfall ändern. Die Darstellung
der Raketen hatte deswegen auch eher den Charak-
ter einer Massensuggestion, die sich nicht an den
Kopf wendet, sondern an das Gefühl.
Die Medien haben den Bürgern Kondolenztele-
gramme zur Kenntnis gebracht, die von Staatsmän-
nern aus verschiedenen Ländern nach Washington
geschickt worden waren. Von Gorbatschow bis Ga-
daffi waren sie vertraut mit der Vorstellung, daß das
technische Unglück eine nationale Katastrophe sei.
daß Absender und Adressat für Nationales die Re-
gierungen seien und daß Staatsapparate trauern
und Trauerbeweise entgegennehmen könnten. Die
Medien der amerikanischen Gesellschaft, die ihrem
Selbstverständnis nach auf Nüchternheit und Pri-
vatheit bedacht ist wie so leicht keine andere, äu-
ßerten keinerlei Skepsis oder Überraschung über
diese Gesten. Es gibt über alle politischen Kontro-
versen hinweg offenkundig einen festen Konsensus
über die Bewertung und Handhabung derartiger
Ereignisse. Welche Regierung führte den Bürgern
denn auch nicht staatliche Macht und bürgerliche
Ohnmacht mit Hilfe technischer Großprojekte vor?
Mit Burgen und Palästen ist kein Staat mehr zu
machen. In diesem Gebrauch der Technik ist sich
das politische Spitzenpersonal aller Länder einig,
und darin versteht man sich auf allen Ebenen der
Gesellschaft.
Autobahneröffnungen, die Inbetriebnahme von
Völkerfreundschaftsprojekten oder Raketenstarts,
das sind die Requisiten einer internationalen Ideo-
logie. in der der Staat zum Fetisch wird und indivi-
duelle Autonomie ihr Opfer. Die Vergötterung
überindividueller letzter Werte und politischer
Mächte war dem bürgerlich-revolutionären Ame-
rika so fremd wie vielleicht keiner anderen Kultur.
Die Bürokratisierung der Lebensverhältnisse durch
den Staat schwächt aber auch hier die Prinzipien
bürgerlicher Autonomie. Raketenstarts, ihre Insze-
nierung und die bereitwillige Teilnahme des Publi-
kums an diesem Staatsspektakel werfen ein Licht
darauf, daß Amerika im Bürokratisierungsprozeß
Europa ähnlicher wird.



Eva-Maria Masyk

US-Asienpolitik: ASEAN als Partner und
Verbündeter

I. ASEAN: Profil einer aufstrebenden Gemeinschaft

In Asien ist mit ASEAN, der Organisation südost-
asiatischer Staaten, seit nunmehr 20 Jahren ein
neues wirtschaftliches Zentrum im Entstehen be-
griffen, das weltweit heute auch als wichtiger regio-
nalpolitischer Faktor Anerkennung gefunden hat.
ASEAN wurde am 8. August 1967 mit einer Ab-
sichtserklärung der fünf Außenminister von Indo-
nesien. Thailand. Malaysia. Singapur und den
Philippinen gegründet. 1984 kam Brunei Darussa-
lam als jüngstes Mitglied hinzu. In der „Erklärung
von Bangkok“ legten die südostasiatischen Staaten
ihre Entschlossenheit dar. die „regionale Zusam-
menarbeit in Südostasien im Geiste von Gleichheit
und Partnerschaft zu fördern und damit einen Bei-
trag zu Frieden, Fortschritt und Wohlstand in der
Region zu leisten“ ).1

Regionale Ungleichheit und Gegensätze sollten
durch den politischen Willen zu gemeinsamen Ent-
wicklungsstrategien überwunden werden, um die 
wirtschaftliche und soziale Stabilität der Mitglied-
staaten zu sichern und externe Einmischungsversu-
che durch die Großmächte auszuschließen. Auslän-
dische Stützpunkte im ASEAN-Gebiet sollten nur
temporär sein und — solange sie nicht die nationale
Unabhängigkeit und Entwicklung beeinträchtigen
— nur mit dem ausdrücklichen Einverständnis der
betroffenen Staaten bleiben.

Auf eine formale Charter, die eine Ratifizierung
verlangt und womöglich die zukünftige Flexibilität
von ASEAN beschränkt hätte, wurde ebenso ver-
zichtet wie auf die Entwicklung elaborierter Struk-
turen. Nach der Gipfelkonferenz der Staats- und
Regierungschefs ist das oberste entscheidende Gre-
mium der ASEAN die alljährlich stattfindende Mi-
nistertagung der Außenminister. Tagungsort ist die
Hauptstadt eines der ASEAN-Länder, die sich in
alphabetischer Reihenfolge als Gastgeberland ab-
wechseln. Neben den nationalen ASEAN-Sekreta-
riaten gibt es seit 1976 in Jakarta das zentrale
ASEAN-Sekretariat mit dem ASEAN-Generalse-
kretär.

In insgesamt 9 Ausschüssen (Industrie und Roh-
stoffe. Handel und Tourismus, Ernährung und

Landwirtschaft, Finanz- und Bankwesen, Verkehr
und Kommunikation, Haushalt, soziale Entwick-
lung, Kultur und Information, Wissenschaft und
Technologie) werden alle Aktivitäten der ASEAN
im öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich vor-
bereitet. Weitere wichtige Organe sind der Ständige
Ausschuß, der sich aus dem Außenminister des
gastgebenden Landes und den fünf Botschaftern
der anderen Mitgliedstaaten zusammensetzt, sowie
die ASEAN-Industrie- und Handelskammer
(ASEAN CCI), der zur Bewältigung ihrer Aufga-
ben zahlreiche Fachgremien und Arbeitsgruppen
zur Seite stehen.

In der ersten Phase ihrer Entwicklung war ASEAN
eine reine Außenminister-Organisation. in der sich
die zwischenstaatliche Kooperation vornehmlich
auf den ökonomischen, sozialen und kulturellen
Bereich beschränkte. Diese politische Zurückhal-
tung wurde jedoch 1976 auf der ersten Gipfelkon-
ferenz in Bali aufgegeben, wo der „Vertrag über die
freundschaftlichen Beziehungen und Zusammenar-
beit in Südostasien“ und die „Erklärung über den
gemeinsamen Willen der ASEAN“ unterzeichnet
wurde. Bali war die erste Demonstration eines ge-
meinsamen politischen Willens und kann so als Zä-
sur in der Entwicklung von ASEAN gesehen wer-
den. die seitdem an Tempo und Aktivität ge-
wann.

Parallel zu diesem Wandel der Prioritäten gingen
größere Veränderungen im regionalen und interna-
tionalen Umfeld einher, wie die weltweite Ener-
giekrise. Rezession und Inflation, der wachsende
Nahrungsmittelbedarf in den Ländern Südostasiens
sowie die potentiellen Gefahren eines vereinten
Vietnam. Die Notwendigkeit zur engeren politi-
schen Zusammenarbeit und Stärkung der ASEAN
wurde umso dringlicher erkannt, als es nun zu be-
weisen galt, daß die ASEAN-Staaten nicht nur eine
Reihe von Dominosteinen bildeten und der Bedro-
hung durch kommunistische Subversion und eines
erstarkten Indochina erfolgreich zu widerstehen
vermochten. Der kommunistische Sieg in Vietnam,
das über eine größere Armee verfügt als alle
ASEAN-Staaten zusammen, wirkte so als Katalysa-
tor auf die Entwicklung von ASEAN, das seine ein-
zige Chance, um langfristig gesehen mit Vietnam
konkurrieren zu können, in der Intensivierung der



politischen Kooperation und der Stärkung der na-
tionalen Ökonomien sah.
Die Ereignisse in den darauffolgenden Jahren, an-
gefangen mit dem vietnamesisch-sowjetischen
Freundschaftsvertrag im November 1978 und der
ständig stärker werdenden militärischen Präsenz
der Sowjetunion in Vietnam, der Invasion Kambo-
dschas einen Monat später, gefolgt von dem Krieg
zwischen Vietnam und der Volksrepublik China
sowie der zunehmenden sino-sowjetischen Rivalität
in Südostasien, leiteten schließlich einen weiteren
Wandel von ASEAN ein.
Indem sich durch den Kambodscha-Konflikt die 
Basis eines Modus vivendi mit Vietnam radikal ver-
ändert hatte, wurde der sich seit dem Bali-Gipfel
entwickelnde Trend zur außen- und sicherheitspoli-
tischen Koordinierung wesentlich verstärkt. Die

noch 1971 in der sogenannten ZOPFAN-Erklärung
(Zone of Peace. Freedom and Neutrality) dargeleg-
ten Prinzipien waren von der Realität der regional-
politischen Entwicklung überholt worden. Da die
Voraussetzungen für die angestrebte Neutralisie-
rung Südostasiens nicht mehr gegeben waren, blieb
den ASEAN-Staaten nichts anderes übrig, als Si-
cherheitsbeziehungen zu den USA und anderen
nicht-kommunistischen Staaten selbst für offiziell
„blockfreie“ Staaten für akzeptabel zu erklären.
Obwohl die Gemeinschaft nicht als politische bzw.
sicherheitspolitische Allianz etabliert worden war
und die bestimmenden Motive der ASEAN-Grün-
dung sich formal auf die ökonomische, soziale und
kulturelle Zusammenarbeit beschränkten, ist die
Sicherung der politischen Stabilität heute das wich-
tigste Ziel von ASEAN.

II. Entwicklung der Partnerschaft

Vor dem ersten US-ASEAN Dialog im September
1977 war das gegenseitige Verhältnis seitens der
USA durch wohlwollendes Desinteresse gekenn-
zeichnet. Die Regierung Carter war bei ASEAN
alles andere als populär, da ihre Menschenrechtspo-
litik von den asiatischen Staaten als Diskriminie-
rung und Einmischung in die inneren Angelegen-
heiten empfunden wurde.

In Präsident Fords „Pazifik-Doktrin“ von 1975 war
die Organisation südostasiatischer Staaten nicht
einmal erwähnt worden. Die Doktrin, die das fort-
gesetzte Interesse Amerikas in Asien demonstrie-
ren und die Zweifel der asiatischen Alliierten an der
Zuverlässigkeit der USA als Bündnispartner zer-
streuen sollte, vermochte jedoch kaum die Begei-
sterung der südostasiatischen Staaten zu wecken.
Diese sahen sich mit dem kontinuierlichen Rückzug
der Amerikaner aus der Region konfrontiert, und
die USA machten auch keinerlei Anstalten,
ASEAN in ihren Bemühungen um die Verwirkli-
chung einer „Zone des Friedens, der Freiheit und
Neutralität“ zu unterstützen. Diese Politik der
Gleichgültigkeit und Ignoranz begann sich erst mit
dem Amtsantritt Ronald Reagans zu ändern, der
die Notwendigkeit erkannte, auf der Basis gemein-
samer Wertvorstellungen und Ideale intensive Be-
ziehungen zu den ASEAN-Staaten zu pflegen2).

Da die herrschenden Eliten in den ASEAN-Staaten
innere Stabilität und sozialen Status quo stärker
betonen als die Partizipation der Massen am politi-
schen System, würde die Unterstützung der USA
an die quasi-autoritären Regime der ASEAN-Län-

der — dessen war sich auch die Reagan-Admini-
stration bewußt — weiterhin problematisch blei-
ben. Um jedoch keine unüberwindbare Dichotomie
zwischen moralischen Prinzipien und pragmati-
schen Erfordernissen entstehen zu lassen und um
die Menschenrechte nicht von den strategischen In-
teressen und der übrigen Außenpolitik abzukop-
peln. setzte die Regierung Reagan von Anfang an in
ihren Bemühungen zum Schutz der Menschen-
rechte auf die traditionelle „stille“ Diplomatie. Der
Fehler seines Vorgängers Jimmy Carter, nämlich
die Universalisierung der Menschenrechtspolitik
ohne differenzierte Anwendung auf die einzelnen
Länder, sollte auf jeden Fall vermieden werden.
Gleichzeitig aber wollte man zweifelsfrei klarstel-
len, daß gute bilaterale Beziehungen nicht automa-
tisch mit der Billigung der gesamten Außen- und
Innenpolitik einer ausländischen Regierung gleich-
zusetzen seien ).3

Schließlich ist die amerikanische Politik gegenüber
Südostasien, die der Unterstützung von Fortschritt
und Stabilität der ASEAN-Freunde und -Alliierten
einen zentralen Stellenwert zuweist, eng verbunden
mit den übergreifenden regional-, besonders aber
globalpolitischen und -strategischen Zielen der
USA. Nur im pazifischen Asien treffen die strategi-
schen Interessen der USA. der Sowjetunion, der
Volksrepublik China und Japans direkt aufeinan-
der. Alle übrigen regionalen Staaten — auch
ASEAN — müssen ihre jeweilige nationale Außen-
politik innerhalb dieses strategischen Rahmens de-
finieren. Dabei kommt den USA als dem verbin-
denden Faktor in den Beziehungen der nicht-kom-



munistischen ostasiatischen Nationen eine vitale
Rolle zu. die mit ihrer globalen Außen- und Sicher-
heitspolitik in Einklang gebracht werden muß.

Südostasien besitzt reiche Vorkommen an natürli-
chen Ressourcen, darunter strategische Rohstoffe
wie Titanium, Tantalum, Mangan, Chrom. Zinn.
Nickel. Wolfram und Gummi. In der nächsten De-
kade wird der Bedarf der Vereinigten Staaten an
Metallen und damit die Abhängigkeit von impor-
tierten Rohstoffen dramatisch ansteigen. Darüber
hinaus beziehen die USA aus den ostasiatischen
Ländern große Mengen an — für die amerikanische
Verteidigungsindustrie sehr wichtigen — Halblei-
tern. IC Chips und diverser Mikroelektronik4).
Da die Im- und Exporte aus Südostasien. Japan.
Südkorea und Taiwan sowie jährlich für 200 Milli-
arden US-Dollar Erdöl aus dem Mittleren und Na-
hen Osten auf den wichtigen Seewegen transpor-
tiert werden — in Ostasien auf der Straße von Ma-
lacca und Singapur, außerdem den Straßen von
Lombok. Sunda und Makassar — steht an erster
Stelle der gemeinsamen Sicherheitsanstrengungen
die Sicherung der internationalen Seewege.
Die amerikanischen Interessen in dieser Region —
in Ostasien finden 35 Prozent des gesamten US-
Handels statt — können bedroht werden durch in-
nenpolitische Instabilität, hervorgerufen durch
ökonomische Probleme, soziale Spannungen oder
nationalistische Bewegungen, durch regionale Kon-
flikte und durch die wachsende sowjetische Militär-
präsenz in der Region. Während die USA nur we-
nig tun können, um diese möglichen Konfliktherde
auszuschalten bzw. auf die vielfältigen nationalen,
wirtschaftlichen, kulturellen und ethnischen Pro-
bleme wirksam Einfluß zu nehmen, kann die Be-
drohung von außen durch die militärische Expan-
sion der Sowjetunion, die Aufrüstung Nordkoreas
und die politischen Ambitionen Vietnams letztlich
nur von Amerika aufgehalten werden. Alleine je-
doch können und wollen auch die Vereinigten Staa-
ten diese schwierige Aufgabe nicht meistern. Des-
halb müssen die Bündnisbeziehungen zu den ost-
asiatischen Staaten entsprechend der Guam-Dok-
trin partnerschaftlich gestaltet werden, um auf
lange Sicht das Ansehen der USA als glaubwürdige
Schutzmacht — nicht als Weltpolizei — zu erhalten:
„Unser Ziel ist es. andere zu veranlassen, ihre An-
strengungen zu erhöhen, um gemeinsame Stärke zu
erreichen, nicht um unsere eigenen Bemühungen zu
verringern“5).
Außer durch den Verkauf von Waffen und Trai-
ningsprogrammen wollen die USA den asiatischen
Regierungen bei ihren internen Sicherheitsproble-

men nicht wie in den sechziger Jahren zur Seite ste-
hen. Ganz im Sinne der Guam-Prinzipien wird sich
Amerikas direkte Sicherheitsrolle darauf beschrän-
ken. die regionalen Alliierten im Falle einer exter-
nen Aggression in ihren Verteidigungsanstrengun-
gen zu unterstützen und die Freiheit der See- und
Luftwege zu sichern6).

Da die ASEAN-Staaten entschlossen sind, die stra-
tegisch wichtigen Straßen von Malacca, Lombok
und Makassar für den internationalen Verkehr of-
fen zu halten, und sie durch ihre geographische
Position zwischen Südchinesischem Meer, Pazifi-
schem und Indischem Ozean für die Energieversor-
gung des wichtigsten amerikanischen Verbündeten
in Asien — Japan — lebenswichtig sind, betrachten
die USA ASEAN als Teil der Vomeverteidigungs-
linie gegen jegliche Attacke über den Pazifik und als
wichtigen Rückhalt für die Verteidigungsaufgaben
ihrer Flotte im Indischen Ozean.

Obgleich formale Bündnisbeziehungen der USA
nur zu den ASEAN-Ländern Thailand und den
Philippinen bestehen, haben doch die Amerikaner
in den letzten Jahren wiederholt ihre Unterstützung
für die gesamte ASEAN-Organisation betont und
keinen Zweifel daran gelassen, daß „Freunde“ wie
„Verbündete“ im amerikanischen Verteidigungsbe-
reich Schutz genießen. In diesem Sinne bekräftigte
Verteidigungsminister Weinberger während seines
Besuches in Singapur die Entschlossenheit der Ver-
einigten Staaten, zur Verteidigung der ASEAN-
Region beizutragen und den einzelnen Staaten auch
weiterhin bei der Verbesserung ihrer militärischen
Selbständigkeit zu helfen.

In diesem Zusammenhang befürwortet Amerika
auch eine wichtige Rolle Japans bei der Verteidi-
gung der südostasiatischen Region und ist sehr be-
müht, die Befürchtungen der ASEAN-Nationen
über einen möglichen japanischen Militarismus zu
zerstreuen. Denn obwohl ein bleibendes Contain-
ment der kommunistischen Großmächte Sowjet-
union und China ebenso im Interesse der ASEAN-
Staaten wie der USA liegt, ist man darüber besorgt,
daß die geostrategischen Überlegungen Amerikas
hinsichtlich einer Kooperation mit der Volksrepu-
blik China und einer stärkeren militärischen Rolle
Japans so dominant werden könnten, daß darüber
ASEANs regionale Anliegen zu kurz kommen.

Bestes Beispiel hierfür ist die Kambodscha-Krise
mit ihren komplexen Hintergründen und Dimensio-
nen. die durch die Überlagerung mehrerer Kon-
fliktbereiche — der vietnamesisch-kambodschani-
schen. chinesisch-sowjetischen und vietnamesisch-
chinesischen Konkurrenz und Feindseligkeit — ge-
kennzeichnet sind. ASEAN ist nur indirekt am Ge-



schehen in Indochina beteiligt, indem Thailand zum 
„Frontstaat“ geworden ist. Gerade die Herausbil-
dung einer gemeinsamen Kambodscha-Politik aller
ASEAN-Mitglieder und deren Aktivitäten in der
UNO hat für die Internationalisierung und damit
Globalisierung des Kambodscha-Konfliktes ge-
sorgt7).
Aufgrund der gleichen Einschätzung der Lage in
Indochina und identischer Ziele hinsichtlich Kam-
bodschas haben sich die USA in Ermangelung eines
eigenen Konzeptes stets hinter die ASEAN-Initia-
tiven gestellt. Einzige Ausnahme dieser Politik
stellte ausgerechnet die „Internationale Konferenz
über Kambodscha“ dar. in der die USA ihren Part-
ner ASEAN aus Gründen des „strategischen Impe-
rativs“ im Stich ließen und sich dem Vorschlag Chi-
nas zuwandten.
Dabei ist nach jahrelangem Tauziehen allen Betei-
ligten klar: Nur die Vereinigten Staaten, China und
die Sowjetunion können die festgefahrene Situation
in Indochina auflösen, nicht ASEAN und nicht
Vietnam. ASEAN kann allerdings mit ihrem gro-
ßen Engagement für eine politische Regelung des
Konfliktes als Lieferant für praktikable Lösungs-
ideen fungieren, aber nur dann mit Erfolg, wenn
sich die USA endlich dazu entschließen, eine der
vielen vorgeschlagenen Lösungen mit größerem
Nachdruck als bisher zu unterstützen. Der Ver-
handlungsvorschlag. der 1985 von Malaysia ge-
macht wurde, hätte in den Augen der Amerikaner
eine de facto-Anerkennung des Heng Samrin Re-
gimes bedeutet. Der 1986 von Prinz Sihanouk vor-
gebrachte Vorschlag hätte zur politischen Problem-
lösung auch die Khmer Rouge beteiligt. Beides je-
doch wollten die USA nicht.
Als die USA und die Sowjetunion sich zur Fortfüh-
rung ihrer Abrüstungsverhandlungen entschlossen,
hoffte ASEAN, daß die Reagan-Regierung den
Kambodscha-Konflikt in die Gespräche der Super-

mächte miteinbringt und auf eine Lösung drängt.
Zwar wurden auf dem Gipfeltreffen in Reykjavik 
die Konflikte in Afghanistan und Kambodscha zur
Sprache gebracht, eine Gefährdung der Verhand-
lungsfortschritte aber wollte keine der beiden Sei-
ten riskieren8).

So war denn der einzig bislang greifbare Erfolg für
ASEAN ein Zusatz zum Auslandshilfegesetz 1986,
der insgesamt 5 Millionen US-Dollar für die beiden
nicht-kommunistischen Gruppen der kambodscha-
nischen Koalitionsregierung vorsieht. Diese finan-
zielle Zuwendung für medizinische Ausrüstung, pa-
ramedizinische Ausbildung und andere nicht-mili-
tärische Zwecke — ein ähnliches Hilfeprogramm ist
für 1987 vorgesehen — wurde erst auf das beharrli-
che Drängen von ASEAN und vor allem Thailands
hin gebilligt.

Um die sicherheitspolitische Lage in Thailand selbst
zu stabilisieren, wurden zwischen dem thailändi-
schen Oberkommandierenden und Verteidigungs-
minister Weinberger diverse Maßnahmen zur enge-
ren militärischen Zusammenarbeit vereinbart. Wa-
shington hatte der thailändischen Regierung schon
mehrfach die Relevanz und Gültigkeit des Manila-
Paktes und der Rusk-Thanat-Klausel für die USA
bestätigt, doch wurde 1985 zusätzlich noch ein vor-
läufig für fünf Jahre gültiges Beistandsabkommen
geschlossen. Darüber hinaus unterzeichneten beide
Seiten 1987 ein „Stockpiling arrangement". demzu-
folge die USA auf thailändischem Boden Waffen
für den nationalen (thailändischen) Ernstfall la-
gern9). Mit diesen Maßnahmen hoffen die USA.
die Glaubwürdigkeit ihrer Bündnisverpflichtung 
gegenüber Thailand zu demonstrieren und das Ver-
trauen auch der anderen asiatischen Nationen zu
stärken, daß die Erhaltung von Frieden und Sicher-
heit in der Region im nationalen Interesse der USA
liegt.

III. Dynamik der Wirtschaftsbeziehungen

Seit Mitte der siebziger Jahre haben sich die Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen ASEAN und den
USA rapide entwickelt. Das Handelsvolumen hat
sich seitdem verdreifacht. Die USA sind nach Japan
der zweitgrößte Handelspartner für ASEAN und
der größte Einzelmarkt für Produkte aus den
ASEAN-Staaten. Auf den Philippinen, in Singapur
und Malaysia sind die Vereinigten Staaten die größ-

ten Investoren, in Indonesien und Thailand stehen
sie hinter Japan an zweiter Stelle. Ein wichtiges
Instrument für die US-ASEAN-Kooperation ist der
1979 gegründete ASEAN-US-Business Council,
der den Beziehungen zwischen Amerika und
ASEAN eine neue Dimension verliehen und den
beiderseitigen Dialog als kontinuierlichen Prozeß
auf mehreren Ebenen eingeleitet hat.

Dennoch bestehen trotz dieses sehr positiven und
dynamischen Trends in den wirtschaftlichen Bezie-
hungen zwischen ASEAN und den USA und der
Fortschritte, die diese in den letzten Jahren ge-
macht haben, weiterhin eine Reihe von Problemen
und divergierenden Interessen: Fallende Rohstoff-



preise auf dem Weltmarkt, aber auch zurückge-
hende ausländische Investitionen, zunehmender
Protektionismus der Industriestaaten und geringere
Wachstumsraten in den ASEAN-Staaten selbst, ha-
ben zu einer wesentlichen Verschlechterung ihrer
ökonomischen Situation geführt.
Eine der wichtigsten Aufgaben für die Zukunft der
ASEAN-Gemeinschaft ist deshalb die Überwin-
dung ihrer starken Abhängigkeit von technologi-
schen Importen aus den Industrieländern und eine
Reduzierung der Orientierung der ASEAN-Wirt-
schaft auf den Außenhandel hin. In diesem Zusam-
menhang wurde auf dem 19. Außenministertreffen
1986 in Manila zum ersten Mal die Frage eines
gemeinsamen ASEAN-Marktes diskutiert. Der
Transfer von supranationalen Vollmachten an die
Organisation wurde aber als politisch unakzeptabel
verworfen ). Übereinstimmend jedoch wurde be-
schlossen, durch die Diversifikation der Produkte
und den Ausbau von Komplementaritätsbereichen
innerhalb der ASEAN
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-Gruppe die ökonomische
Integration voranzutreiben und die Wirtschaft we-
niger auf den Export von Rohstoffen als von Halb-
fertig- und Fertigwaren auszurichten.

Was die Probleme und Differenzen in den Handels-
beziehungen zu den Vereinigten Staaten anbelangt,
so fordert ASEAN hier von den USA Preisstabili-
sierungsmaßnahmen. um die fallenden Rohstoff-
und Ölpreise zu kompensieren. Besonders beklagt
wird von ASEAN die fehlende amerikanische Un-
terstützung für eine neue Weltwirtschaftsordnung
und ein internationales Rohstoffabkommen. Das
intensive US-Investment in den Erdölsektor ist den
südostasiatischen Staaten entschieden zu einseitig,
zumal andererseits der Technologietransfer seitens
der Amerikaner sehr zögernd gehandhabt wird.

Obgleich zwischen 1977 und 1986 eine Steigerung
der ASEAN-Exporte in die USA um 200 Prozent
stattgefunden hat, fordert ASEAN innerhalb des
Präferenzsystems einen besseren Zugang zum ame-
rikanischen Markt. Schwierigkeiten hat ASEAN —
nach Hongkong, China und Japan in Asien der

viertgrößte Exporteur in die USA — vor allem bei
Zucker und Reis und der zunehmend protektioni-
stischen Gesetzgebung im amerikanischen Kon-
greß. Zwar konnte die Jenkins-Thurmond-Geset-
zesvorlage durch das Veto Präsident Reagans ver-
hindert werden, doch machte die amerikanische
Regierung unmißverständlich klar, daß sie dafür
seitens der ASEAN-Länder Selbstbeschränkung
erwartete.
Die unterschiedlichen Standpunkte in der Handels-
und Wirtschaftspolitik von ASEAN und Amerika
prallen hart aufeinander, und ein Kompromiß zwi-
schen den prinzipiellen Positionen wäre dringend
notwendig. Der amerikanischen Auffassung zu-
folge sollten die Preise für Rohstoffe allein vom
freien internationalen Markt bestimmt werden, und
jegliche Eingriffe zur Preisstabilisierung werden ka-
tegorisch abgelehnt. Die Zucker- und Reissubven-
tionen im eigenen Land, die besonders Thailand
hart treffen, werden von den Amerikanern als
grundsätzlich tolerierbar bezeichnet, da Thailand
gegenüber den USA einen Handelsüberschuß ver-
zeichnet.
Der wichtigste Bereich jedoch, der für die Ökono-
mien sowohl der USA als auch der ASEAN-Staaten
von entscheidender Bedeutung ist. ist der Zugang
zu den jeweiligen Märkten. Die Amerikaner for-
dern strikte Reziprozität. ASEAN könne größeren
Zugang zum amerikanischen Markt haben, wenn
dafür die ASEAN-Länder ihrerseits ihre Märkte für
amerikanische Produkte öffnen. ASEAN hingegen
fordert von den Industriestaaten eine selbstlosere
Unterstützung. Als Gemeinschaft von Entwick-
lungsländern. die sich auch mit protektionistischen
Maßnahmen schützen, lehnen sie eine echte Rezi-
prozität bei der Marktöffnung ab ). Eine Einigung
ist in diesem strittigen Punkt nicht in Sicht, so daß
beiderseitige Handelsschranken und Protektionis-
mus in Zukunft — als Beispiel kann hier das schwer
belastete amerikanisch
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-japanische Verhältnis gel-
ten — die Beziehungen zwischen den USA und den
südostasiatischen Staaten auf eine harte Bewäh-
rungsprobe stellen werden.

IV. Strategie für eine gemeinsame Sicherheit

Als Ausgleich zu den amerikanischen Handelsbe-
schränkungen werden den ASEAN-Staaten von der’
Sowjetunion neue Märkte angeboten. Diese erhofft
sich dadurch ihrerseits den Zugang zu Rohstoffen:
und Technologien, die Ausweitung und Diversifi-
zierung des Handels sowie neue Abnehmer für die 
eigenen Produkte. Seit dem Amtsantritt von Mi-
chail Gorbatschow wurden eine Reihe von diploma-
tischen Initiativen zur Verbesserung der Beziehun-

11) Vgl. ebda.

gen zu den ASEAN-Ländern gestartet, denn ob-
gleich es außer der Grenzsicherung zu China im
östlichen Asien keine lebenswichtigen Interessen zu
wahren gilt, hat die Sowjetunion die große Wichtig-
keit dieser Region erkannt. In der Erwartung, daß
sich mit der Modernisierung und militärischen Ent-
wicklung der VR China die Machtverteilung in der
Welt und besonders in Asien in der Zukunft verän-
dern wird, hat sich Moskau in seiner Außenpolitik
— wo nichts mehr an den starken Eurozentrismus
Gromykos erinnert — bereits flexibel darauf einge-



stellt12). Nach organisatorischen und personellen
Veränderungen wurden im sowjetischen Außenmi-
nisterium für Südostasien, den pazifischen Ozean
und für internationale Wirtschaftsangelegenheiten
neue Abteilungen geschaffen ).13

Hauptziel dieser neuen außenpolitischen Orientie-
rung ist zum einen die Aussöhnung mit der Volks-
republik China, zum anderen die nicht-kommuni-
stischen Staaten Asiens davon zu überzeugen, daß
die Sowjetunion nicht nur eine Supermacht, son-
dern auch eine asiatische Macht ist, eine legitime
Kraft in allen regionalen Angelegenheiten. Dieses
Streben der Sowjetunion, die von den meisten asia-
tischen Nationen immer noch als „Außenseiter“
betrachtet wird, nach Anerkennung als „natürli-
che“ asiatische Macht wurde einmal mehr in Gor-
batschows Rede im Juli 1986 demonstriert. In Wla-
diwostok, das — so Gorbatschow — ein „offenes
Fenster zum Osten“ werden solle, wurden alle asia-
tischen Länder zur Errichtung eines pan-asiatischen
Forums eingeladen. Mit diesem Vorschlag griff
Gorbatschow direkt auf das von Breschnew zum
ersten Mal 1969 vorgebrachte „kollektive Sicher-
heitssystem“ für Asien zurück, das jedoch unter den
asiatischen Staaten damals ebenso wenig Resonanz
fand wie jetzt seine Wiedergeburt unter Gorba-
tschow. Ziel beider Initiativen sollte unmißver-
ständlich sein, „fremde“ Mächte, also vor allem die
USA und Großbritannien, aus der Region zu ver-
drängen, den chinesischen Einfluß einzudämmen
und die politische wie militärische Präsenz der So-
wjetunion in Ostasien zu verankern.

Bereits jetzt kann die Sowjetunion durch ihren Alli-
ierten Vietnam auch in Laos und Kambodscha Ein-
fluß geltend machen und besitzt mit den Stützpunk-
ten in Vietnam und Kambodscha eine herausragen-
de militärische Position gegenüber den ASEAN-
Staaten sowie den amerikanischen Basen auf den
Philippinen. Im Kriegsfall ist es die sowjetische
Zielsetzung, die internationalen Seewege zu blok-
kieren und die USA von ihren Freunden und Alli-
ierten militärisch abzukoppeln. Das wachsende Be-
wußtsein der Sowjetunion über die politische und
militärische Bedeutung einer modernen Seestreit-
macht hat deshalb zu immer häufigeren, weit ent-
fernten maritimen Manövern und Operationen ge-
führt. ferner zur Diversifizierung und Verbesserung
der Kriegsschiffe. Flugzeuge und sämtlicher Waf-
fensysteme ).14

In den letzten Jahren hat die sowjetische Flotte
bewiesen, daß sie gleichzeitig im Indischen und im

Pazifischen Ozean eine ansehnliche Präsenz auf-
recht erhalten kann. Neben den Häfen bei Petro-
pavlowsk und Kamchatsky konzentriert sie sich auf
ihre Hauptstützpunkte im Japanischen Meer Wladi-
wostok. Nakhodka und Sovietskaya Gavan. Ihre
geostrategische Position stellt dabei die sowjetische
Marine vor schwerwiegende Probleme, die sie je-
doch mit ihrem Einfluß auf die kommunistischen
Länder Ostasiens inzwischen zum Teil kompensie-
ren konnte. Da außer Wladiwostok die meisten
sowjetischen Häfen die längste Zeit des Jahres ver-
eist sind und die sowjetischen Einheiten durch die
engen, relativ leicht blockier- und verminbaren
Seestraßen von Tsushima. Tsugaru und Soya müs-
sen. ist es der Sowjetunion vor allem daran gelegen,
die ständige Inanspruchnahme wichtiger Warmwas-
serhäfen für ihre Pazifikflotte zu sichern. Deshalb
ist der von den Amerikanern ausgebaute Hafen bei
Cam Ranh Bay. der als permanenter Anlaufpunkt
für die sowjetische Marine sowie als Stützpunkt für
Aufklärungsflugzeuge dient, die das Südchinesi-
sche Meer und den Indischen Ozean ständig kon-
trollieren. von herausragender Bedeutung für die
maritime Strategie der Sowjetunion.

Von Cam Ranh Bay aus — nach amerikanischen
Erkenntnissen operieren dort täglich 20—26 Ein-
heiten — werden auch die amerikanischen Basen
Clark Air Base und Subic Bay auf den Philippinen
elektronisch überwacht. Für die sowjetische Flotte
ist Cam Ranh Bay bei der Fahrt von Wladiwostok
zum Indischen Ozean eine wichtige Relaisstation,
die im Kriegsfall schnell in eine Operationsbasis
verwandelt werden kann und so die sowjetische
Position entscheidend verbessert. Die Hauptbedeu-
tung von Cam Ranh Bay aber ist. daß es ein wich-
tiges Verbindungsstück für den maritimen Verteidi-
gungsbogen darstellt, der sich von Petropavlowsk in
Sibirien über Südostasien bis nach Aden und Äthio-
pien hin erstreckt.

Die sowjetische Pazifikflotte ist nun nicht mehr nur
auf das Japanische Meer beschränkt und kann freie
Operationen im gesamten südostasiatischen Raum
durchführen. Diese Bewegungsfreiheit der sowjeti-
schen Marine wird noch erhöht durch die umfang-
reichen Stützpunkte auf den vier besetzten und von
Japan beanspruchten Südkurilen, ferner durch die
Benutzung der nordkoreanischen Häfen bei Najin
und Wonsan sowie der kambodschanischen Häfen
Kampong Son und Ream.

Bislang hat die erhöhte sowjetische Präsenz in Ost-
asien nicht automatisch zu größerem politischen
Einfluß geführt. Im Gegenteil: Die Perzeption der
Bedrohung durch die kontinuierliche militärische
Aufrüstung hat die nicht-kommunistischen Staaten
der Region, allen voran ASEAN, enger zusammen-
rücken lassen und ihr Gespür für die potentiellen



Gefahren der sowjetischen Expansion und Präsenz
in den Ländern Indochinas geschärft ).15

Wichtigstes Gegengewicht zu der sich ständig aus-
dehnenden militärischen Präsenz der Sowjetunion
in Südostasien stellen die amerikanischen Stütz-
punkte auf den Philippinen dar. Durch ihre einzig-
artigen geographischen Vorteile spielen die beiden
großen Militärbasen „Subic Bay“ und „Clark Air
Base“ nicht nur eine Schlüsselrolle für die Auf-
rechterhaltung der amerikanischen Militärpräsenz
im pazifischen Ostasien, sondern erleichtern auch
die Machtprojektion der USA über den Pazifik und
Südwestasien sowie die logistische Unterstützung
der dort operierenden Streitkräfte.
Formale Grundlage für die Einrichtung und Benut-
zung dieser Stützpunkte ist das Stützpunktabkom-
men von 1947. das zusammen mit dem gegenseiti-
gen Verteidigungspakt von 1951 und dem gegensei-
tigen Militärhilfeabkommen von 1953 das Funda-
ment der amerikanisch-philippinischen Bündnisbe-
ziehungen bildet. Die „freie“ Benutzung der Basen,
die seit 1982 unter philippinischer Souveränität.
Zollhoheit und Jurisdiktion stehen, endet 1991. Für
die Verlängerung bis zu diesem Zeitpunkt sind 1988
wieder Verhandlungen fällig. Bis dahin wird von
der Regierung in Manila militärische und ökonomi-
sche Hilfe als Gegenleistung und quid pro quo für
Subic- und Clark Air Base betrachtet16).
Subic Bay/Cubi Point ist der größte Marine-Stütz-
punkt westlich von Hawaii und umfaßt acht sepa-
rate US-Navy-Kommandos. Er ist besonders wich-
tig als Vorneverteidigungsstützpunkt und Repara-
tur- und Versorgungseinrichtung für die siebte US-
Flotte mit ihren 55 Schiffseinheiten. Als taifunsi-
cherer. natürlicher Tiefseehafen an der Westküste
von Luzon zeichnet sich Subic Bay vor allem durch
seine logistische Bedeutung aus. Mit seinen riesigen
Lagerhallen für Munition und einer 60 Kilometer
langen Pipeline, die Clark Air Base mit Treibstoff
versorgt, ergänzt sich Subic Bay in einzigartiger
Weise mit dem Luftwaffenstützpunkt Clark Air
Base. Cubi Point hat den größten Marine-Flugha-
fen im westlichen Pazifik und seine geographische
Lage zwischen Indik und Pazifik macht ihn für die
Globalstrategie und militärische Einsatzbereit-
schaft der USA im Fernen Osten praktisch uner-
setzlich.
Fast ebenso wichtig ist der amerikanische Luftwaf-
fenstützpunkt Clark Air Base, Hauptquartier der
13. US-Air Force. Sein Hauptwert liegt weniger in
seiner Funktion bei Kampfoperationen als in der
logistischen Unterstützung offensiver Missionen 
auf dem südostasiatischen Festland, dem Indischen

Ozean und Persischen Golf sowie seinem Beitrag
zur Einsatzbereitschaft der amerikanischen Streit-
kräfte im Pazifik. Für die strategische Komponente
haben beide Stützpunkte auf den Philippinen zwar
keine Relevanz, da die Polaris U-Boote Häfen auf
Guam benutzen und auf den Philippinen keine
ICBMs. IRBMs oder B-52 stationiert sind, doch
dienen die Basen der weltweiten Projektion kon-
ventioneller Macht und tragen entscheidend zum
Gleichgewicht zwischen den Großmächten in Asien
bei. Wegen der herausragenden strategischen Lage
von Clark und Subic gibt es keine adäquaten Alter-
nativen zu diesen Stützpunkten auf den Philippi-
nen. Der Hafen auf Guam ist nicht groß genug und
nur für Kreuzer geeignet. Die US-Marine würde
drei Tage mehr als von Subic Bay aus brauchen, um
von dort den Indischen Ozean zu erreichen.
Auch die nördlichen Marianen, die mit den USA
auf 50 Jahre einen Assoziierungsvertrag geschlos-
sen haben, stellen keinen ebenbürtigen Ersatz dar.
Zur Zeit gibt es dort drei US-Basen, die wichtigste
davon auf der Insel Pallau, auf der die USA einen
Seehafen bauen. Zusammen mit Guam stellen die 
Marianen ein wichtiges Trainingsgelände für die 
amerikanischen Truppen dar und wären im Falle
einschneidender strategischer Veränderungen im
Pazifik alternative, wenn auch gegenüber den
Philippinen nicht gleichwertige Stützpunktoptio-
nen.
Da über die rein militärischen Funktionen hinaus
diese Stützpunkte die bleibende Verpflichtung ge-
genüber den Alliierten und den Entschluß Ameri-
kas, auch weiterhin eine pazifische Macht zu blei-
ben, symbolisieren, befürworten sowohl ASEAN
als auch Japan und China die Beibehaltung der
amerikanischen Präsenz auf den Philippinen. Den-
noch ist die Zukunft der amerikanischen Stütz-
punkte und damit auch der strategischen Position
Amerikas in Ostasien ungewisser denn je zuvor.

Trotz beeindruckender Siege bei der Abstimmung
zur neuen Verfassung und den Wahlen zum philip-
pinischen Kongreß, mehren sich die Zweifel, ob
Präsidentin Corazon Aquino die zerrüttete innen-
politische Lage zu stabilisieren vermag. Die Chan-
cen. daß es ihr gelingt, das Verhältnis zwischen
Militär und Regierung zu verbessern, anhaltende
Erfolge bei der Bekämpfung der kommunistischen
Guerillas und muslimischen Separatisten zu errin-
gen und eine Politik der nationalen Versöhnung
weiterzuführen, sind derzeit als gering einzuschät-
zen 17). Obgleich für 1987 zum ersten Mal seit Jah-
ren wieder mit einem positiven Wirtschaftswachs-
tum zu rechnen ist, wurden dringend anstehende
ökonomische Reformen, wie zum Beispiel die
Landreform, nicht in Angriff genommen, so daß



sich die sozialen Probleme des Landes ständig wei-
ter verschärfen.

Dazu kommt, daß für eine erfolgreiche Bekämp-
fung der kommunistischen Guerillas, die inzwi-
schen ein Fünftel des Territoriums kontrollieren
und eine eigene Verwaltung, Rechtsprechung und
Steuererhebung eingerichtet haben, die philippini-
sche Armee denkbar ungeeignet ist. Trotz amerika-
nischer Militärhilfeprogramme verfügt sie über kei-
nerlei Spezialausbildung für diese Aufgabe und Be-
waffnung, Disziplin und Bezahlung — die Philippi-
nen geben nur ein Prozent ihres Bruttosozialpro-
dukts für die Verteidigung aus — sind schlecht.
Heute stehen die Philippinen, wo es kommunisti-
sche Todeskommandos, zivile Schutztruppen und
jetzt auch Bürgerwehren gegen die Übergriffe der
Anti-Guerilla-Einheiten gibt, am Rande des Bür-
gerkriegs.

Bislang haben die Vereinigten Staaten Präsidentin
Aquino ihre volle Unterstützung gewährt. Sie hiel-
ten Ex-Präsident Ferdinand Marcos vor der Rück-
kehr aus seinem Exil zurück und halfen mit der
Drohung des sofortigen Entzugs von Militär- und
Wirtschaftshilfe einen Putsch von Oberst Honasan,
einem der gefährlichsten Gegner der Präsidentin,
zu beenden. Trotzdem können auch die USA nicht
verhindern, daß sich die Lage auf den Philippinen
weiter zuspitzt. Die Ermordung von zwei US-Sol-
daten und einem ehemaligen US-Armee-Angehöri-
gen durch kommunistische Rebellen und die An-
drohung weiterer Aktionen gegen Amerikaner sol-
len deren Forderung nach Auflösung der amerika-
nischen Stützpunkte Nachdruck verleihen.

Schützenhilfe erhalten die Kommunisten nun aus-
gerechnet vom neuen philippinischen Außenmini-
ster Manglapus. der die amerikanischen Basen
grundsätzlich für entbehrlich hält und die Einrich-
tung einer atomwaffenfreien Zone auf den Philippi-

nen angekündigt hat ). In diesem Sinne forderte
Manglapus
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während einer Rundreise die Staats-
chefs der übrigen ASEAN-Staaten auf. bei dem für 
Dezember in Manila geplanten dritten ASEAN-
Gipfeltreffen ein einstimmiges Urteil darüber abzu-
geben. ob der Fortbestand der amerikanischen
Stützpunkte auf den Philippinen für die Aufrecht-
erhaltung der regionalen Sicherheit unbedingt er-
forderlich sei.
Hinter diesem diplomatischen Manöver vermutet
man in Washington die versteckte Forderung nach
höherer Militär- und Wirtschaftshilfe als Gegenlei-
stung für die Verlängerung des Stützpunktabkom-
mens. Tatsächlich wurde das gesamte Hilfspro-
gramm unter dem Gramm-Rudman-Gesetz für
1988 auf 267,3 Millionen US-Dollar (1987: 471,8
Millionen US-Dollar) gekürzt. Verglichen etwa mit
der Zuwendung an Ägypten und Israel, die 40 Pro-
zent der gesamten amerikanischen Auslandshilfe
erhalten, nimmt sich die finanzielle Unterstützung
der Philippinen, die immerhin die größten amerika-
nischen Basen beherbergen, mit nur 3,5 Prozent
unverhältnismäßig gering aus ).19

Eine Entscheidung zur Erhöhung der Wirtschafts-
und Militärhilfe wird deshalb — wollen die USA
ihre Basen behalten — unumgänglich sein. Ebenso
wenig wird sich aber auch ASEAN vor einer klaren
Entscheidung über die Bedeutung der Stützpunkte
für ihre Sicherheit ausweichen können. Unter dem
Deckmantel des ZOPFAN-Anspruches hat man in
der Vergangenheit vermieden, dieses heikle Thema
öffentlich zu diskutieren. Keines der ASEAN-Län-
der möchte einen Rückzug der Amerikaner aus der
Region — dies wird ständig in bilateralen Gesprä-
chen beteuert —, doch gilt es jetzt, auch als
ASEAN-Gemeinschaft unmißverständlich Position
zu beziehen.



Seymour Martin Lipset: Ist Amerika konservativ?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/87, S. 3—11

Ausgehend von der These, daß der klassische Konservatismus als Allianz vorindustrieller und kirchlicher
Eliten in den Vereinigten Staaten nie vertreten war, wird der amerikanische Konservatismus einer ver-
gleichenden historischen Analyse unterzogen. Dabei wird herausgearbeitet, daß die politische Grundströ-
mung in den USA, die den amerikanischen Konservatismus inspiriert, der Liberalismus im Sinne des
19. Jahrhundert ist. der den Kräften des freien Marktes vertraut und die Freiheit des Individuums vor
staatlichen Eingriffen in den Mittelpunkt stellt. Der Konservatismus in Europa (und in Kanada) ist dagegen
staats- und gemeinwohlorientiert, eine Haltung, die er letztlich mit sozialistischen Richtungen teilt. Die
Unterschiede werden zudem durch Differenzen in der religiösen Verfassung akzentuiert: Das protestan-
tische Sektentum in den USA mit seiner Betonung des persönlichen Verantwortungsbewußtseins führt zu
einer moralisierenden Argumentation in der Politik, aus der sich auch der Antikommunismus der Kon-
servativen speist.
Die Wirtschaftskrise der dreißiger Jahre führte staatsorientierte und sozialpolitische Elemente in den
amerikanischen Liberalismus ein. die programmatisch besonders bei den Demokraten ihren Niederschlag
fanden. Der „New Deal“ schwächte zwar den amerikanischen Konservatismus, doch der Erfolg kapita-
listischer Marktwirtschaft nach dem Krieg führte zu seinem Wiederaufstieg. Zudem konnte der Konser-
vatismus Unterstützung bei traditionellen religiösen Wertkonservativen finden, die sich gegen den permis-
siven Werteliberalismus der neuen Linken im Gefolge des Vietnamkrieges und der gesellschaftlichen
Umbrüche der sechziger Jahre wandten. Diese neue konservative Koalition machte Ronald Reagan mehr-
heitsfähig. Doch ist die konservative Koalition nicht ohne Probleme und Widersprüche, wie die fortwir-
kende Anziehungskraft von Egalitätsidealen in der amerikanischen Gesellschaft zeigt. Grundsätzlich
jedoch zeigen auch die Entwicklungen in Großbritannien, in Frankreich und in einigen sozialistischen Län-
dern. daß marktwirtschaftlicher Liberalismus, die Haupttriebfeder des amerikanischen Konservatismus,
auch weltweit die dominante politische Tendenz ist.

Gero Lenhardt: Über die Europäisierung Amerikas
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/87, S. 12—24.

Die USA stehen in dem Ruf besonderer Fortschrittlichkeit. Auf dem Weg in die Massengesellschaft ato-
misierter Individuen scheinen sie uns ein paar Schritte voraus zu sein. Dieser nicht selten chauvinistisch
getönten Meinung liegen folgende Fehleinschätzungen der amerikanischen Verhältnisse zugrunde:
Der Fortschrittsglaube und der Individualismus der Amerikaner sind nicht Ausdruck eines kulturellen
Auflösungsprozesses. Sie sind vielmehr Ausdruck einer Geschichte, an deren Beginn eine erfolgreiche
bürgerliche Revolution steht und deren Ergebnisse bis heute durch eine höchst wirksame Religiosität
gestützt werden. Eine Skizze des amerikanischen religiösen Lebens zeigt, daß es nach Intensität. Dogmen
und Organisationsformen in Europa kaum eine Parallele hat.
Die USA gelten als das kapitalistische Land par excellence. Die Amerikakritik geht von der Vorstellung
aus. daß die Kommerzialisierung der gesellschaftlichen Verhältnisse für die beklagenswerten Erscheinun-
gen der Massengesellschaft verantwortlich sei. Tatsächlich ist jedoch die gesellschaftliche Entwicklung
schon längst nicht mehr durch die Ausweitung des Tauschprinzips bestimmt, sondern durch den Fortschritt
des Bürokratisierungsprozesses. Kapitalkonzentration und das Vordringen des Staatsinterventionismus
haben bürgerliche Autonomie zerstört, die Individuen gleichgeschaltet und voneinander isoliert. Gegen-
über den Kräften der Gesellschaft sind die staatlichen Bürokratien der USA aber stets viel schwächer
gewesen als diejenigen Europas, und deswegen ist die Bürokratisierung der Lebensverhältnisse dort lang-
samer vorangekommen als hier. Die bürgerlich-individualistische Tradition und der amerikanische Prote-
stantismus bieten einen gewissen Schutz gegen die entpersönlichenden Wirkungen des Bürokratisierungs-
prozesses. So scheint es. als wären wir die Vorreiter auf dem Entwicklungspfad der bürokratischen Gesell-
schaft. und die Amerikaner die darin rückständige Nachhut.



Barbara A. Fliess: Aktuelle Spannungsfelder in den amerikanisch-europäischen Wirt-
schaftsbeziehungen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/87. S. 25—38

Neue Akzente in der Außenwirtschaftspolitik der zweiten Reagan-Administration unterwerfen die ame-
rikanisch-europäischen Beziehungen einer Bewährungsprobe. Es geht darum, gegenüber einem zuneh-
menden Handelsprotektionismus, Wechselkursverzerrungen und einer krisenanfälligen Weltkonjunktur
gemeinsame Lösungen zu finden.
Der Versuch der USA, ihre massiven Handels- und Leistungsbilanzdefizite abzubauen, wird von einem
starken Interesse an einer internationalen währungs- und wirtschaftspolitischen Koordinierung begleitet.
Insbesondere Japan, aber auch die westeuropäischen Verbündeten, hier vor allem die Bundesrepublik,
werden als Überschußländer zur Beisteuerung von Entlastungsmaßnahmen aufgefordert.
Der politische Antrieb für diese Reorientierung der USA ist im inneramerikanischen Umfeld der Han-
delspolitik zu suchen. Marktverluste der amerikanischen Industrie haben die protektionistischen Strö-
mungen im Kongreß angeheizt und handelspolitische Auseinandersetzungen mit der EG über unfaire
Wettbewerbsbedingungen nicht nur beim Agrarhandel, sondern auch im Hochtechnologiebereich und im
Dienstleistungsverkehr bewirkt.
Das Konzept der Regierung Reagan zum Abbau der externen Ungleichgewichte setzt neben einer Abwer-
tung des Dollars, mit derdie eigene Konkurrenzfähigkeit wieder hergestellt und die politische Handelskrise
entschärft werden sollen, auf zusätzliche konjunkturpolitische Stützungsinitiativen von Seiten der westeu-
ropäischen Verbündeten. Die zentrale Frage ist. ob bei diesem Anpassungsprozeß eine Rezession vermie-
den werden kann. Die Umsetzung einer stabilitätsfördemden Gewichtung externer Korrekturverfahren
und haushaltspolitischer Anpassungen in den USA ist Gegenstand sowohl von Koordinierungsansätzen als
auch von Interessendivergenzen beider Seiten. Die sich hier bildenden Spannungspotentiale drohen sich
weiterhin in wirtschaftlich destabilisierenden Reaktionen der internationalen Kapital- und Devisenmärkte
zu entladen.

Eva-Maria Masyk: US-Asienpolitik: ASEAN als Partner und Verbündeter
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 52/87, S. 39—46

Die Organisation südostasiatischer Staaten — ASEAN — hat sich im vergangenen Jahrzehnt zu einem
wichtigen Faktor der amerikanischen Asienpolitik entwickelt. Dem Wunsch dieser Länder nach einer
stärkeren Position der USA in der Region als Ausgleich für die sowjetischen und chinesischen Vormacht-
bestrebungen, versucht die Regierung Reagan nach besten Kräften entgegenzukommen, entspricht er doch
den globalstrategischen Zielsetzungen Amerikas. Da das nach dem Rückzug der Amerikaner aus Vietnam
entstandene Machtvakuum nicht von den regionalen Staaten, sondern von der Sowjetunion ausgefüllt
worden war, ist es für Washington nun ein Hauptanliegen, ASEAN als Organisation zu fördern und die
gegenseitigen Beziehungen auf allen Ebenen auszubauen und zu intensivieren.
Trotz dynamischer Weiterentwicklungder ökonomischen Zusammenarbeit, die sich seit Mitte der siebziger
Jahre als kontinuierlicher Prozeß in vielen Bereichen herausgebildet hat. sind heute durch beiderseitigen
Protektionismusemstzunehmende Probleme und Differenzen in den Handelsbeziehungen aufgetaucht, die
das US-ASEAN-Verhältnis auf eine harte Bewährungsprobe stellen.
Ähnliches gilt für die sicherheitspolitischen Beziehungen. Die Zukunft der amerikanischen Stützpunkte auf
den Philippinen, die für die Erhaltung des Gleichgewichts zwischen den Großmächten und damit für die
Sicherung von Frieden und Stabilität eine Schlüsselfunktion einnehmen, ist heute angesichts der innenpo-
litischen Situation auf den Philippinen alles andere als gewiß. Auf dem Spiel stehen nicht nur die sicher-
heitspolitischen Interessen der USA und ihrer Verbündeten in Nordostasien, sondern auch die der
ASEAN-Staaten, die sich weiterhin auf den amerikanischen Schutz verlassen wollen.


